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Abwasserverband Stadtallendorf-Kirchhain (29.05.2024) 

 

 

Beschlussempfehlungen 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

zu 2.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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zu 3.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

 

 

zu 4.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung aufge-

führt.  

Die Hinweise sind auf den nachfolgenden Planungsebenen (Bauantrag, Bauausfüh-

rung, Erschließungsplanung, etc.) zu beachten und werden an das zuständige Ingeni-

eurbüro weitergeleitet. 

 

 

zu 5. und 6.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und in der Begrün-

dung aufgeführt.  

Die Hinweise sind auf den nachfolgenden Planungsebenen (Bauantrag, Bauausfüh-

rung, Erschließungsplanung, etc.) zu beachten und werden an das zuständige Ingeni-

eurbüro weitergeleitet. 

 

 

zu 7.: Die Hinweise auf die Infrastruktureinrichtungen und Leitungen werden ge-

mäß § 5 Abs.4 BauGB auf der Plankarte nachrichtlich übernommen und in der 

Begründung aufgeführt.  

Die Hinweise sind auf den nachfolgenden Planungsebenen (Bauantrag, Bauausfüh-

rung, Erschließungsplanung, etc.) zu beachten und werden an das zuständige Ingeni-

eurbüro weitergeleitet. 

 

 

zu 8.: Die Hinweise zu den Infrastruktureinrichtungen und Leitungen sowie ein-

zuhaltenden Mindestabstände werden in der Begründung aufgeführt.  

Die Hinweise sind auf den nachfolgenden Planungsebenen (Bauantrag, Bauausfüh-

rung, Erschließungsplanung, etc.) zu beachten und werden an das zuständige Ingeni-

eurbüro weitergeleitet. 
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zu 9.: Dem Hinweis wird entsprochen. 
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Anlage 
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Avacon Netz GmbH (18.04.2024) 

 

 

Beschlussempfehlungen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Die in der Stellungnahme vom 20. März 2024 aufgeführten Anregungen und Hin-

weise werden im Zuge der weiteren Planung beachtet. Die Hinweise auf die Ver-

sorgungsleitung werden gemäß § 5 Abs.4 BauGB nachrichtlich übernommen 

und in der Plankarte sowie in der Begründung zum Bebauungsplan aufgeführt.  

Siehe auch nachfolgende Auswertung der Stellungnahme vom 20.03.24. 

 

 

zu 2.: Der Hinweis und die Zustimmung zur Planung werden zur Kenntnis ge-

nommen. 

 

 

 

zu 3.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Die Avacon wird im Zuge der Entwurfsoffenlage gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in Verbin-

dung mit § 4 Abs. 2 BauGB erneut an der Planung beteiligt. 
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zu 1.: Der Hinweis auf die 110kV-Hochspannungsfrei- und Fernmeldeleitungen 

wird zur Kenntnis genommen, gemäß § 5 Abs.4 BauGB nachrichtlich übernom-

men und auf der Plankarte aufgeführt bzw. in der Begründung die Hinweise er-

gänzt.  

Die Hinweise sind auf den nachfolgenden Planungsebenen (Bauantrag, Bauausfüh-

rung, Erschließungsplanung, etc.) zu beachten. 

 

 

zu 2.: Der Hinweis und die Zustimmung zur Planung werden zur Kenntnis ge-

nommen 

 

 

zu 3.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Die Avacon wird im Zuge der Entwurfsoffenlage gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in Verbin-

dung mit § 4 Abs. 2 BauGB erneut an der Planung beteiligt. 

 

 

Die der Stellungnahme beigefügten Anlagen (Planwerke zu den Hochspan-

nungsfreileitungen und Fernmeldeleitungen) werden nicht in die vorliegende 

Auswertung mit eingestellt, jedoch bei der nachfolgenden Entwurfsoffenlage 

entsprechend berücksichtigt. 
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zu 4.: Die nachfolgenden Hinweise werden zur Kenntnis genommen und gemäß 

§ 5 Abs.4 BauGB nachrichtlich übernommen und auf der Plankarte aufgeführt 

bzw. in der Begründung ergänzt.  

Die Hinweise sind auf den nachfolgenden Planungsebenen (Bauantrag, Bauausfüh-

rung, Erschließungsplanung, etc.) zu beachten. 
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Die der Stellungnahme beigefügten Anlagen (Planwerke zu den Hochspan-

nungsfreileitungen und Fernmeldeleitungen) werden nicht in die vorliegende 

Auswertung mit eingestellt, jedoch bei der nachfolgenden Entwurfsoffenlage 

entsprechend berücksichtigt. 
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DB AG – DB Immobilien (27.05.2024) 

 

 

Beschlussempfehlungen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1.: Der Hinweis und die Zustimmung zur Planung werden zur Kenntnis ge-

nommen. 

 

zu 2.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 

  

 

zu 3.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und gemäß § 5 Abs.4 BauGB 

nachrichtlich übernommen und auf der Plankarte aufgeführt bzw. in der Begrün-

dung ergänzt.  

Die Hinweise sind auf den nachfolgenden Planungsebenen (Bauantrag, Bauausfüh-

rung, Erschließungsplanung, etc.) zu beachten. Die innerhalb des Schutzstreifens auf-

geführten Einschränkungen (z.B. Abstand der Dachflächen und zu den Freileitungen 

etc.) werden sowohl in den textlichen Festsetzungen wie auch in der Begründung zum 

Bebauungsplan berücksichtigt und mit der Deutschen Bahn AG abgestimmt.  
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zu 4.: Der Hinweis auf den Schutzstreifen zur 110kV-Stromleitung sowie zu den 

Masten werden zur Kenntnis genommen und gemäß § 5 Abs.4 BauGB nachricht-

lich übernommen und auf der Plankarte aufgeführt bzw. in der Begründung er-

gänzt.  

Die Hinweise sind auf den nachfolgenden Planungsebenen (Bauantrag, Bauausfüh-

rung, Erschließungsplanung, etc.) zu beachten. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 5.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung zum 

Bebauungsplan aufgeführt. 

Aufgrund der Ausweisung eines Gewerbegebietes und der Entfernung zur Bahnstre-

cke besteht auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung kein weiterer Handlungsbe-

darf, da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise sich auf die nachfolgenden Pla-

nungsebenen (Bauantragsverfahren, Bauausführung, Erschließungsplanung, etc.) be-

ziehen. 
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zu 6.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung zum 

Bebauungsplan aufgeführt. 

Aufgrund der Ausweisung eines Gewerbegebietes und der Entfernung zur Bahnstre-

cke besteht auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung kein weiterer Handlungsbe-

darf, da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise sich auf die nachfolgenden Pla-

nungsebenen (Bauantragsverfahren, Bauausführung, Erschließungsplanung, etc.) be-

ziehen. 

 

 

 

zu 7.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung zum 

Bebauungsplan aufgeführt. 

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf, 

da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise sich auf die nachfolgenden Planungs-

ebenen (Bauantragsverfahren, Bauausführung, Erschließungsplanung, etc.) bezie-

hen. 
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EAM Netz GmbH, Erdgas (28.05.2024) 

 

 

Beschlussempfehlungen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1.: Der Hinweis auf die Erdgasleitung wird zur Kenntnis genommen und ge-

mäß § 5 Abs.4 BauGB nachrichtlich übernommen und auf der Plankarte aufge-

führt bzw. in der Begründung ergänzt.  

Die Hinweise sind auf den nachfolgenden Planungsebenen (Bauantrag, Bauausfüh-

rung, Erschließungsplanung, etc.) zu beachten.  

Zu den Sperrflächen und Abstandsflächen findet separat ein Abstimmungstermin zwi-

schen der Stadt und der EAM Netz statt. 

 

 

zu 2.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
 

 

 

 

 

 

Die der Stellungnahme beigefügten Anlagen mit den Lagen der Erdgasleitung 

werden nicht in die vorliegende Auswertung eingestellt, jedoch bei der weiteren 

Planung (Entwurfsoffenlage) berücksichtigt. Gleiches gilt für Abwasser-, Strom-

, Versorgungs- und sonstige Infrastrukturleitungen.  
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EAM Netz GmbH, Strom (28.05.2024) 

 

 

Beschlussempfehlungen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1.: Der Hinweis und die Zustimmung zur Planung werden zur Kenntnis ge-
nommen 

 

 

 

zu 2.: Der Hinweis zum Stromversorgungskabel wird zur Kenntnis genommen 

und gemäß § 5 Abs.4 BauGB nachrichtlich übernommen und auf der Plankarte 

aufgeführt bzw. in der Begründung ergänzt.  

Die Hinweise sind auf den nachfolgenden Planungsebenen (Bauantrag, Bauausfüh-

rung, Erschließungsplanung, etc.) zu beachten 

 

 

 

 

zu 3.: Der Hinweis auf das vorhandene Erdkabel wird zur Kenntnis genommen 

und gemäß § 5 Abs.4 BauGB nachrichtlich übernommen und auf der Plankarte 

aufgeführt bzw. in der Begründung ergänzt.  

Die Hinweise sind auf den nachfolgenden Planungsebenen (Bauantrag, Bauausfüh-

rung, Erschließungsplanung, etc.) zu beachten. 
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zu 4.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung zum 

Bebauungsplan aufgeführt 

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf, 

da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise sich auf die nachfolgenden Planungs-

ebenen (Bauantragsverfahren, Bauausführung, Erschließungsplanung, etc.) bezie-

hen. 

 

 

zu 5.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung aufge-

führt 

Es handelt sich hierbei um das Steuer- und 20.000 Volt-Erdkabel. 

 

 

 

zu 6.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung aufge-

führt 

Es handelt sich hierbei um das 1-KV-Kabel und Beleuchtungskabel. 

 

 

zu 7.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 

 

 

zu 8.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und bei der weiteren Planung 

entsprechend berücksichtigt.  

Die Stadt Kirchhain wird zusammen mit der EAM Netz die geplanten Standorte 

für die Aufstellung von Kompakt-Trafostationen bestimmen und im Bebauungs-

plan entsprechend darstellen.  

Die weiteren Hinweise werden in der Begründung zum Bebauungsplan aufgeführt und 

sinn dann im Zuge der nachfolgenden Planungsebenen zu beachten 

 

 

zu 9.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
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zu 10.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 

 

zu 11.: Der Hinweis zu einer Erdgas-Hochdruckleitung wird zur Kenntnis genom-

men und gemäß § 5 Abs.4 BauGB nachrichtlich übernommen und auf der Plan-

karte aufgeführt bzw. in der Begründung ergänzt.  

Die Hinweise sind auf den nachfolgenden Planungsebenen (Bauantrag, Bauausfüh-

rung, Erschließungsplanung, etc.) zu beachten. 

 

zu 12.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Der Schutzstreifen der 

HDL (Hochdruckleitung) wird über den Bebauungsplan entsprechend gekenn-

zeichnet und darf laut Stellungnahme nicht mit Hochbauten überbaut werden. 

Eine entsprechende Kennzeichnung erfolgt in der Plankarte des Bebauungspla-

nes sowie in der Begründung zum Bebauungsplan und FNP-Änderung. 

 

zu 13.: Der Hinweis auf den Mindestabstand der Bebauung zur HDL wird zur 

Kenntnis genommen bei der weiteren Planung in der Plankarte beachtet und 

zwischen der Stadt und der EAM abgestimmt.  

Die nachfolgenden Hinweise werden in der Begründung aufgeführt und sind im Zuge 

des Bauantragsverfahrens und der Bauausführung bzw. bei der Infrastrukturplanung 

und Erschließungsplanung zu beachten.  

 

zu 14.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung aufge-

führt. 

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf, 

da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise sich auf die nachfolgenden Planungs-

ebenen (Bauantragsverfahren, Bauausführung, Erschließungsplanung, etc.) bezie-

hen. 

 
zu 15.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung aufge-

führt. 

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf, 

da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise sich auf die nachfolgenden Planungs-

ebenen (Bauantragsverfahren, Bauausführung, Erschließungsplanung, etc.) bezie-

hen. 
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zu 16.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung aufge-

führt. 

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf,  

 
da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise sich auf die nachfolgenden Planungs-
ebenen (Bauantragsverfahren, Bauausführung, Erschließungsplanung, etc.) bezie-
hen. 

 

 

zu 17.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, die EAM Netz wird im weiteren 

Verfahren (Entwurfsoffenlage) gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in Verbindung § 4 Abs. 

2 BauGB beteiligt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die der Stellungnahme beigefügten Anlagen mit der Lage der Hochdruckleitung 

werden nicht in die vorliegende Auswertung eingestellt, jedoch bei der weiteren 

Planung (Entwurfsoffenlage) berücksichtigt.  
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Anlage 
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Eisenbahn-Bundesamt (27.05.2024) 

 

 

Beschlussempfehlungen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die aufgeführten Eisenbahn-

strecken befinden sich deutlich außerhalb des Geltungsbereiches der vorliegen-

den FNP-Änderung, so dass hier kein weiterer Handlungsbedarf besteht. 

 

 

zu 2.: Der Hinweis auf die 110-kV-Bahnstromleitung wird zur Kenntnis genom-

men und gemäß § 5 Abs.4 BauGB nachrichtlich übernommen und auf der Plan-

karte aufgeführt bzw. in der Begründung ergänzt.  

Die Hinweise sind auf den nachfolgenden Planungsebenen (Bauantrag, Bauausfüh-

rung, Erschließungsplanung, etc.) zu beachten.  

 

 

zu 3.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und gemäß § 5 Abs4 BauGB 

nachrichtlich übernommen und auf der Plankarte aufgeführt bzw. in der Begrün-

dung ergänzt. Gleichzeitig werden die textlichen Festsetzungen entsprechend 

den Vorgaben für den Schutzstreifenbereich angepasst. 

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf, 

da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise sich auf die nachfolgenden Planungs-

ebenen (Bauantragsverfahren, Bauausführung, Erschließungsplanung, etc.) bezie-

hen. 
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zu 4.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung aufge-

führt. 

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf, 

da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise sich auf die nachfolgenden Planungs-

ebenen (Bauantragsverfahren, Bauausführung, Erschließungsplanung, etc.) bezie-

hen. 

 

 

zu 5.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung aufge-

führt. 

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf, 

da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise sich auf die nachfolgenden Planungs-

ebenen (Bauantragsverfahren, Bauausführung, Erschließungsplanung, etc.) bezie-

hen. 

 

 

zu 6.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Die Deutsche Bahn AG ist am vorliegenden Bauleitplanverfahren beteiligt worden und 

die Stellungnahme in der vorliegenden Auswertung mit behandelt. 
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GasLINE GmbH (24.05.2024) 

 

 

Beschlussempfehlungen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1.: Der Hinweis auf ein Lichtwellen-Leiterkabel und eine Kabelschutzrohran-

lage wird zur Kenntnis genommen und gemäß § 5 Abs.4 BauGB nachrichtlich 

übernommen und auf der Plankarte aufgeführt bzw. in der Begründung ergänzt.  

Die Hinweise sind auf den nachfolgenden Planungsebenen (Bauantrag, Bauausfüh-

rung, Erschließungsplanung, etc.) zu beachten. 

 

 

zu 2.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und bei der weiteren Planung 

beachtet. 
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zu 3.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung aufge-

führt 

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf, 

da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise sich auf die nachfolgenden Planungs-

ebenen (Bauantragsverfahren, Bauausführung, Erschließungsplanung, etc.) bezie-

hen. 

 

 

zu 4.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Infrastrukturleitungen wer-

den als nachrichtliche Übernahme gemäß § 5 Abs. 4 Bau GB auf der Karte des 

Flächennutzungsplanes aufgeführt. 

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf, 

da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise sich auf die nachfolgenden Planungs-

ebenen (Bauantragsverfahren, Bauausführung, Erschließungsplanung, etc.) bezie-

hen. 

 

 

zu 5.: Der Hinweis auf den Schutzstreifen sowie der Nichtüberbauung wird so-

wohl in den textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes wie auch in der 

Plankarte und der Begründung berücksichtigt bzw. mit aufgeführt. Im Zuge der 

weiteren Planung werden die erforderlichen Schutzstreifengrenzen zwischen 

der GasLINE und der Stadt Kirchhain abgestimmt.   

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf. 

 

 

zu 6.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und bei der weiteren Pla-

nung berücksichtigt, bzw. in den textlichen Festsetzungen und in der Begrün-

dung zum Bebauungsplan aufgeführt. 

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf. 

 

 

zu 7.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und gemäß § 5 Abs.4 BauGB 

nachrichtlich übernommen und auf der Plankarte und d in den textlichen Fest-

setzungen aufgeführt bzw. in der Begründung ergänzt.  

Die Hinweise sind auf den nachfolgenden Planungsebenen (Bauantrag, Bauausfüh-

rung, Erschließungsplanung, etc.) zu beachten.  
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zu 8.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und die weitere Detailplanung 

zwischen der Stadt, dem Ingenieurbüro für die Infrastruktur und der GasLINE 

abgestimmt.  

 

 

zu 9.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und bei der weiteren Planung 

in der Plankarte bzw. in den textlichen Festsetzungen entsprechend berücksich-

tigt. 

 

 

zu 10.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Die GasLINE wird im Zuge der Entwurfsoffenlage gemäß § 3 Abs 2 BauGB und § 4 

Abs. 2 BauGB erneut beteiligt, da auch in diesem Planungsschritt die externen Aus-

gleichsflächen festgelegt werden.   

 

 

 

Die der Stellungnahme beigefügten Anlagen mit der Lage der Leitungen werden 

nicht in die vorliegende Auswertung eingestellt, jedoch bei der weiteren Planung 

(Entwurfsoffenlage) berücksichtigt. 

 

 

 

 

 

 

Die Karten und Merkblätter werden auch in den abschließenden Verfahrensunterlagen 

dokumentiert. 
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Anlage 
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Hessen Mobil (27.05.2024) 

 

 

Beschlussempfehlungen 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und zum Entwurf in der Begrün-

dung entsprechend durch Ausführungen des zu erwartenden Verkehrsaufkom-

mens ergänzt. 

 

 

zu 2.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung aufge-

führt 

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf, 

da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise sich auf die nachfolgenden Planungs-

ebenen (Bauantragsverfahren, Bauausführung, Erschließungsplanung, etc.) bezie-

hen. 

 

 

zu 3.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

zu 4.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und weitere personenbezogene 

Daten im Zuge der Entwurfsoffenlage geschwärzt. 
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Koordinierungsbüro für Raumordnung (28.05.2024) 

 

 

Beschlussempfehlungen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

 

 

 

zu 2.: Der Hinweis und die Zustimmung zur Planung werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

 

 

 

zu 3.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und im Zuge der Entwurfsof-

fenlage geprüft. 

Neben dem Verdichtungsgrad, der durch die GRZ vorgegeben wird, muss auch ein 

gewisser Anteil der Grundstücksfreiflächen für die Belange Grundwasser- und Boden-

schutzes sowie für den Klimaschutz mitberücksichtigt werden. Maßgeblich hierfür ist 

auch die Versickerungsmöglichkeit von Niederschlagswasser im Plangebiet zu prüfen, 

da sich dies auf das Entwässerungskonzept maßgeblich auswirkt. Auch durch die 

Lage im Trinkwasserschutzgebiet ist die Versickerungsmöglichkeit zu prüfen und hier 

ggfls. ein Ausnahmeantrag bei der zuständigen Behörde zustellen. Zum Entwurf wer-

den hierzu entsprechende Aussagen mit in die Planung aufgenommen. 
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KA des Landkreises Marburg-Biedenkopf (29.05.2024) 

 

 

Beschlussempfehlungen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Fachdienst Bauen: 

zu 1.: Der Hinweis und die Zustimmung zur Planung werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

 

 

 

Fachdienst Wasser- und Bodenschutz: 

zu 2.: Der Hinweis auf die Zone IIIA des TWS wird zur Kenntnis genommen und 

gemäß § 5 Abs.4 BauGB nachrichtlich übernommen und auf der Plankarte auf-

geführt bzw. in der Begründung ergänzt.  

Die Hinweise sind auf den nachfolgenden Planungsebenen (Bauantrag, Bauausfüh-

rung, Erschließungsplanung, etc.) zu beachten. 
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zu 3.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung aufge-
führt. 

Neben dem Verdichtungsgrad, der durch die GRZ vorgegeben wird, muss auch ein 

gewisser Anteil der Grundstücksfreiflächen für die Belange Grundwasser- und Boden-

schutzes sowie für den Klimaschutz mitberücksichtigt werden. Maßgeblich hierfür ist 

auch die Versickerungsmöglichkeit von Niederschlagswasser im Plangebiet zu prüfen, 

da sich dies auf das Entwässerungskonzept maßgeblich auswirkt. Auch durch die 

Lage im Trinkwasserschutzgebiet ist die Versickerungsmöglichkeit zu prüfen und hier 

ggfls. ein Ausnahmeantrag bei der zuständigen Behörde zustellen. Zum Entwurf wer-

den hierzu entsprechende Aussagen mit in die Planung aufgenommen. 

 

zu 4.: Der Hinweis auf den Gewässerrandstreifen zum westlich verlaufenden Ge-

wässer III. Ordnung wird zur Kenntnis genommen und ist bei der Planung bereits 

berücksichtigt.  

Es werden keine Baugebiete in den Gewässerrandstreifen hinein geplant, zum Teil 

sogar als Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 

Boden, Natur und Landschaft ausgewiesen. Die bestehenden Feldwege sind in die 

Planung übernommen worden und werden nur zum Teil für die Erschließungsachsen 

verbreitert. Die Gewässerparzelle 140/1 ist über den angrenzenden Bebauungsplan 

weiterhin erfasst und gesichert. 

 

zu 5.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Die Stadt Kirchhain hat auch das Regierungspräsidium Gießen, Obere Wasserbe-

hörde, zum vorliegenden Bauleitplanverfahren gehört und wird die Stellungnahme 

ebenfalls in die vorliegende Auswertung der Stellungnahmen einstellen. 

 

Fachdienst Naturschutz: 

zu 6.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 

zu 7.: Der Hinweis und die Zustimmung zu den textlichen Festsetzungen werden 
zur Kenntnis genommen. 

 

Zu 8.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung aufge-

führt. 

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf, 

da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise sich auf die nachfolgenden Planungs-

ebenen (Bauantragsverfahren, Bauausführung, Erschließungsplanung, etc.) bezie-

hen.  
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zu 9.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung aufge-

führt. Gleichzeitig wird die textliche Festsetzung zur Gestaltung des Walles um 

den Hinweis ergänzt. 

 

zu 10.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Bei der weiteren Eingriffs-
Ausgleichsbewertung wird die Vorgabe der Farbgebung der Gebäude seitens 
der Stadt Kirchhain überprüft.  

 

Zu 11.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und im Zuge der weiteren 

Erschließungsplanung (Infrastrukturplanung) überprüft, inwieweit im Bereich 

des Gewerbegebietes Stellplätze mit wassergebundener Decke, Schotterrasen 

etc. sowie weitere Retentionsmaßnahmen von Niederschlagswasser berück-

sichtigt werden können. 

Die Fläche liegt im Trinkwasserschutzgebiet Zone IIIA. Hier ist eine Versickerung von 

Niederschlagswassers genehmigungspflichtig. 

 

zu 12.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und auf der Plankarte aufge-

führt und in der Begründung ergänzt.  

Er bezieht sich jedoch auf die nachfolgende Bauausführung, in der eine ökologische 

Baubegleitung bei bestimmten artenschutzrechtlichen Konfliktlagen zwingend erfor-

derlich ist. Zum Entwurf des Bebauungsplanes werden diesbezüglich weitere Aussa-

gen im Umweltbericht und in der Begründung zum Bebauungsplan aufgeführt. 

 

zu 13.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

Parallel zur frühzeitigen Beteiligung hat die Stadt Kirchhain ein artenschutzrechtliches 

Konzept in Auftrag gegeben, dass die Möglichkeit der CEF-Maßnahmen (z.B. für Reb-

huhn und Feldlerche) überprüft. Diese abschließenden vorauslaufenden Ersatzmaß-

nahmen werden dann bei der anschließenden Eingriffs-Ausgleichbilanzierung zum 

Entwurf hin entsprechend mitberücksichtigt. Darüber hinaus stimmt die Stadt Kirch-

hain derzeit mit den Forstämtern in Kirchhain und im Bereich Burgwald die Zuordnung 

von Ökokontomaßnahmen ab, sodass zusätzliche landwirtschaftliche Nutzflächen für 

naturschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen nicht in Anspruch genommen werden. 

Bei den artenschutzrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen, die zum Entwurf erforderlich 

werden können, sind jedoch auch bestimmte landwirtschaftliche Flächen zum Aus-

gleich heranzuziehen. Diesbezüglich erfolgt nochmal ein Abstimmungsgespräch zwi-

schen der Stadt Kirchhain, dem Planungsbüro, dem Gutachter für das faunistische 

Gutachten sowie der Unteren Naturschutzbehörde.  
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Gleiches gilt dann für die Zuordnung der Ökokontomaßnahmen der Forstämter Kirch-

hain, Burgwald und Biedenkopf. 

 

 

zu 14.: Die nachfolgenden Ausführungen werden zustimmend zur Kenntnis ge-

nommen.  

Die weitere Vorgehensweise bezüglich der artenschutzrechtlichen Kompensations- 

und CEF-Maßnahmen werden in enger Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbe-

hörde festgelegt. Diese artenschutzrechtlichen Maßnahmen können dann auch bei der 

abschließenden Eingriffs- Ausgleichsbilanzierung für den naturschutzrechtlichen Aus-

gleich mit in die Bilanzierung einbezogen werden. Auch hierzu erfolgt ein entsprechen-

des Abstimmungsgespräch der oben genannten Protagonisten.  

 

 

zu 15.: Der Hinweis auf die am Gebietsrand vorhandenen Obstbäume, die als 

potenzielle Quartierbäume nach Möglichkeit zu erhalten sind, wird zur Kenntnis 

genommen und zum Entwurf hin überprüft.  

 

 

zu 16.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und im artenschutzrechtlichen 

Fachbeitrag nachgearbeitet. 

 

 

zu 17.: Die Hinweise werden zustimmend zur Kenntnis genommen und nach 

Ausweisung der artenschutzrechtlichen Ausgleichs- und CEF-Maßnahmen in 

der Plankarte und auch in der Begründung bzw. im Umweltbericht aufgeführt. 

Damit einhergehend wird im Rahmen der Umsetzung der Planung eine ökologi-

sche Baubegleitung beauftragt, die in enger Abstimmung mit der Unteren Natur-

schutzbehörde erfolgt. 
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zu 18.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und bei der weiteren Planung 

beachtet. 

  

 

zu 19.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Verwiesen wird auf die Ausführungen unter zu 13 bis zu 17. 

 

 

zu 20.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und bei der weiteren Pla-

nung beachtet.  

Aufgrund des anstehenden Flächenverbrauchs soll das vorliegende Gewerbegebiet je 

nach Bedarf in mindestens 2 Bauabschnitten entwickelt werden, so dass die landwirt-

schaftliche Nutzung der künftig zu bebauenden Flächen möglichst lange erhalten 

bleibt.  

 

 

Fachbereich Gefahrenabwehr: 

zu 21.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung aufge-

führt. Die Stadt wird die Planung für die Löschwasserversorgung mit der Brand-

schutzdienststelle abstimmen. 

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf, 

da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise sich auf die nachfolgenden Planungs-

ebenen (Bauantragsverfahren, Bauausführung, Erschließungsplanung, etc.) bezie-

hen. 

 

 

zu 22.: Die Hinweise auf die Ausbildung der öffentlich-rechtlichen Verkehrswege 

wird an das zuständige Ingenieurbüro weitergegeben. 

Die Rahmenbedingungen werden bereits im vorliegenden Bebauungsplan durch die 

Darstellung der Straßenraumbegrenzungslinien erfüllt.  

 

zu 23.: Der Hinweis und die Zustimmung zur Planung werden zur Kenntnis ge-
nommen. 
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Fachbereich Ländlicher Raum und Verbraucherschutz: 

zu 24.: Der Hinweis auf die Flächeninanspruchnahme wird zur Kenntnis genom-

men, allerdings wird auf die Vorgaben der übergeordneten Planung (Regional-

plan - Vorranggebiet Industrie und Gewerbe und Flächennutzungsplan - ge-

plante gewerbliche Bauflächen) verwiesen. Das bedeutet, dass bereits auf die-

sen Planungsebenen die künftige Nutzung dieser Fläche als Gewerbefläche 

auch planungsrechtlich vorbereitet wurde. 

 

In diesem Zusammenhang kann aber aufgeführt werden, dass für die erforderlichen 

naturschutzrechtlichen Kompensationsmaßnahmen keine landwirtschaftlichen Nutz-

flächen in Anspruch genommen werden sollen, sondern in diesem Zusammenhang 

hat sich die Stadt Kirchhain mit den zuständigen Forstämtern in Kirchhain, Biedenkopf 

und Burgwald in Verbindung gesetzt, um hier Ökokontomaßnahmen dem künftigen 

Eingriff zuzuordnen, um somit die weitere Inanspruchnahme von landwirtschaftlichen 

Flächen zu vermeiden. 

Bei der weiteren Abwägung der unterschiedlichen Belange gemäß § 1 Abs. 6 und 7 

BauGB wird jedoch der Schwerpunkt auf den Belang der Ausweisung von Gewerbe-

gebieten gelegt, da aufgrund einer großen Firmenansiedlung und der Bereitstellung 

weiterer Flächen für Gewerbe- und Handwerksbetriebe ein unmittelbarer Bedarf in 

Kirchhain besteht. Hier ist die Sicherung der Arbeitsplätze, die Sicherung der Stand-

orte der einzelnen Firmen, aber auch die geplante Neuansiedlung von Firmen die au-

ßerhalb des Stadtgebietes den Standort Kirchhain zukünftig bedienen wollen, in Vor-

dergrund gerückt (Belang der Wirtschaft steht hier im Vordergrund). 

 

 

zu 25.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Im Zuge der weiteren Ausarbeitung der Begründung zum Entwurf wird sich die Stadt 

Kirchhain mit dem Thema des § 1a Abs.2 BauGB (sparsamer Umgang mit Grund und 

Boden) sowie der besonderen Begründungspflicht bei der Inanspruchnahme von land-

wirtschaftlichen Nutzflächen für eine Siedlungsflächenausweisung befassen und wei-

tere Ausführungen dazu in der Begründung aufnehmen. 

 

 

zu 26.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Verweisen wird auf die Ausführungen zu 24. 
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zu 27.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Parallel zur frühzeitigen Beteiligung hat die Stadt Kirchhain ein artenschutzrechtliches 

Konzept in Auftrag gegeben, dass die Möglichkeit der CEF-Maßnahmen (z.B. für Reb-

huhn und Feldlerche) überprüft. Diese abschließenden vorauslaufenden Ersatzmaß-

nahmen werden dann bei der anschließenden Eingriffs-Ausgleichbilanzierung zum 

Entwurf hin entsprechend mitberücksichtigt. Darüber hinaus stimmt die Stadt Kirch-

hain derzeit mit den Forstämtern in Kirchhain und im Bereich Burgwald die Zuordnung 

von Ökokontomaßnahmen ab, sodass zusätzliche landwirtschaftliche Nutzflächen für 

naturschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen nicht in Anspruch genommen werden 

sollen. Bei den artenschutzrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen, die zum Entwurf erfor-

derlich werden können, sind jedoch auch bestimmte landwirtschaftliche Flächen zum 

Ausgleich heranzuziehen. Diesbezüglich erfolgt nochmal ein Abstimmungsgespräch 

zwischen der Stadt Kirchhain, dem Planungsbüro, dem Gutachter für das faunistische 

Gutachten sowie der Unteren Naturschutzbehörde.  

 

zu 28.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 

 

Fachbereich Ordnung und Verkehr, Fachdienst Straßenverkehrswesen: 

 
zu 29.: Der Hinweis und die Zustimmung zur Planung werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

 

zu 30.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

Fachbereich Mobilität und Verkehrsinfrastruktur (MoVe): 

 
zu 31.: Der Hinweis und die Zustimmung zur Planung werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

 

Wirtschaftsförderungsgesellschaft Marburg- Biedenkopf mbH (WFG) 

 
zu 32.: Der Hinweis und die Zustimmung zur Planung werden zur Kenntnis ge-
nommen. 
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Kreisbauernverband (29.05.2024) 

 

 

Beschlussempfehlungen 

 

 

zu 1.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen, können jedoch im vorlie-

genden Planungsprozess nicht beachtet werden. 

Begründung:  

Aufgrund der bisherigen Vorgaben des Regionalplanes Mittelhessen 2010 sowie des 

genehmigten Flächennutzungsplanes sind die im vorliegenden Plangebiet des Bebau-

ungsplanes vorgesehenen Flächen als Vorranggebiet für Industrie und Gewerbe bzw. 

als geplante gewerbliche Bauflächen dargestellt. Im Zuge dieser beiden oben genann-

ten Planungsprozesse wurden bereits die Belange der Landwirtschaft berücksichtigt 

oder in die Abwägung zu Gunsten der Ausweisung von gewerblichen Flächen einge-

stellt. Da der vorliegende Bebauungsplan gemäß § 8 Abs. 2 aus dem wirksamen bzw. 

genehmigten Flächennutzungsplan zu entwickeln ist und gleichzeitig die Ziele der 

Raumordnung (hier Vorranggebiet Industrie und Gewerbe) zwingend zu beachten hat 

(§ 1 Abs.4 BauGB), hält die Stadt Kirchhain an der Ausweisung des vorliegenden Be-

bauungsplanes mit den zwei Bauabschnitten für eine gewerbliche Entwicklung fest. 

Die Begründung für die Aufstellung des Bebauungsplanes ist im Planerfordernis und 

in den städtebaulichen Zielvorgaben in der Begründung detailliert aufgeführt. Neben 

der Standortsicherung bereits bestehender angrenzender Gewerbebetriebe ist auch 

die Neuansiedlung eines größeren Betriebes im ersten Bauabschnitt geplant. Die Vor-

gaben des Baugesetzbuches (Alternativen bzw. Ausschöpfung von Innenbereichspo-

tenzialen) werden auch zum Entwurf vertiefend begründet und weitere Ausführungen 

zu dieser Thematik mit aufgenommen. Gleichzeitig ist die Stadt Kirchhain bestrebt für 

die betroffenen Landwirte entsprechende Ersatzflächen durch Tausch zur Verfügung 

zu stellen. 

Für den erforderlichen naturschutzrechtlichen Ausgleich sollen keine landwirtschaftli-

chen Nutzflächen in Anspruch genommen werden. Hier wird die Stadt Kirchhain Öko-

punkte der Forstämter in Biedenkopf, Kirchhain und Burgwald in Anspruch nehmen, 

so dass landwirtschaftliche Flächen durch Versiegelung und Inanspruchnahme nicht 

weiter beansprucht werden. Für den erforderlichen artenschutzrechtlichen Ausgleich 

erarbeitet die Stadt Kirchhain derzeit ein Artenschutzkonzept. 
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Zu der genauen Flächenverfügbarkeit und zu den Maßnahmen können zum jetzigen 

Planungszeitpunkt noch keine Aussagen getroffen werden. 

 

 

zu 2.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, die Stadt Kirchhain wird sich 

im weiteren Planungsprozess mit dem Eingriff in die örtliche Agrarstruktur in 

der Gemarkung Kirchhain auseinandersetzen.  

 

 

zu 3.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Aufgrund der Größe des Plangebietes und der Eingriffs- Ausgleichsbilanzierung nach 

der Kompensationsverordnung von Hessen ist neben der Umweltprüfung auch ein bo-

denschutzrechtliches Gutachten erforderlich, sodass auch im Rahmen des weiteren 

Planungsprozesses für die Inanspruchnahme der Böden ein bodenschutzrechtlicher 

Ausgleich erfolgt. Hierzu wird auf das künftige Bodenschutzgutachten verwiesen. 

 

 

zu 4.: Die Anregungen und Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

Die Stadt Kirchhain wird sich mit dem Belang Landwirtschaft noch einmal intensiv aus-

einandersetzen und das Gespräch mit den betroffenen Landwirten und der Agrarver-

waltung suchen, um entsprechende Lösungsvorschläge in diesem Planungsprozess 

zu unterbreiten. 

 

 

zu 5.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Wie bereits oben beschrieben (zu 1.) werden die naturschutzrechtlichen Ausgleichs-

maßnahmen durch Zuordnung von Ökokontomaßnahmen der oben genannten Forst-

ämter ausgeglichen, sodass hier keine weitere Inanspruchnahme von landwirtschaft-

lichen Nutzflächen erforderlich ist. 

 

Zudem soll die Entwicklung des Plangebietes bedarfsgerecht und abschnittsweise er-

folgen, sodass die Inanspruchnahme der landwirtschaftlichen Nutzfläche mit der 

Rechtskraft des Planes nicht sofort im vollem Umfang erfolgt, sondern zeitlich versetzt 

erfolgt. 
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Landesamt für Denkmalpflege in Hessen (29.05.2024) 

 

 

Beschlussempfehlung 

 

 

Zu 1.: Der Hinweis auf die mögliche Beeinträchtigung der landschaftsprägen-

den, historischen Silhouetten und Ansichten des kulturhistorisch bedeutsamen 

Bergkegels der Amöneburg wird durch eine Visualisierung der vorliegenden 

Planung vertiefend untersucht und zum Entwurf weitere Aussagen in der Be-

gründung aufgeführt.  
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PLEdoc GmbH (15.04.2024) 

 

 

Beschlussempfehlungen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 2.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Im Rahmen der Entwurfsoffenlage gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 BauGB 

wird die PLEdoc erneut am Verfahren beteiligt, in der dann auch die erforderlichen 

Ausgleichs- und Kompensationsmaßnahmen dargestellt sind.  

 

 

zu 3.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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TenneT TSO GmbH (08.05.2024) 

 

 

Beschlussempfehlungen 

 

 

 

zu 1.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Die entsprechende Stellungnahme wird nachfolgend in die Auswertung der Stellung-

nahmen eingestellt. 
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TenneT TSO GmbH (19.03.2024) 

 

 

Beschlussempfehlungen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1.: Der Hinweis zur 380/110-kV-Hochspannungsfreileitung wird zur Kenntnis 

genommen und gemäß § 5 Abs.4 BauGB nachrichtlich übernommen und auf der 

Plankarte aufgeführt bzw. in der Begründung ergänzt.  

Die Hinweise sind auf den nachfolgenden Planungsebenen (Bauantrag, Bauausfüh-

rung, Erschließungsplanung, etc.) zu beachten. 

 

 

zu 2.: Der Hinweis auf die Schutzzonen beiderseits der Leitungsachse wird ge-

mäß § 5 Abs.4 BauGB nachrichtlich übernommen und in der Plankarte darge-

stellt. Zusätzlich erfolgen entsprechende Hinweise in den textlichen Festsetzun-

gen und in der Begründung, die dann im Rahmen der nachfolgenden Bauan-

tragsverfahren und Bauausführung zwingend zu beachten sind. 

 

 

zu 3.: Der Hinweis auf die Schutzzonen beiderseits der Leitungsachse wird ge-

mäß § 5 Abs.4 BauGB nachrichtlich übernommen und in der Plankarte darge-

stellt. Zusätzlich erfolgen entsprechende Hinweise in den textlichen Festsetzun-

gen und in der Begründung, die dann im Rahmen der nachfolgenden Bauan-

tragsverfahren und Bauausführung zwingend zu beachten sind. 
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zu 4.: Die nachfolgenden Hinweise auf die Rahmenbedingungen einer Bebauung 

im Zuge oder im Bereich der genannten Schutzzonen zu den Höchstspannungs-

freileitungen werden gemäß § 5 Abs.4 BauGB sowohl eingeschränkt auf der 

Plankarte sowie vollständig in der Begründung zum Bebauungsplan aufgeführt.  

Die vorgegebenen Abstände und Bauhöhen werden ebenfalls in der vorliegen-

den Bauleitplanung zum Entwurf berücksichtigt.  
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zu 5.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung ergänzt.  

Die Hinweise sind auf den nachfolgenden Planungsebenen (Bauantrag, Bauausfüh-

rung, Erschließungsplanung, etc.) zu beachten. 

 

zu 6.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in den textlichen Festset-

zungen des Bebauungsplanes und in der Begründung der FNP-Änderung auf-

geführt. 

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf, 

da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise sich auf die nachfolgenden Planungs-

ebenen (Bauantragsverfahren, Bauausführung, Erschließungsplanung, etc.) bezie-

hen. 

 

zu 7.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung aufge-

führt. 

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf, 

da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise sich auf die nachfolgenden Planungs-

ebenen (Bauantragsverfahren, Bauausführung, Erschließungsplanung, etc.) bezie-

hen. 

 

zu 8.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung aufge-

führt. 

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf, 

da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise sich auf die nachfolgenden Planungs-

ebenen (Bauantragsverfahren, Bauausführung, Erschließungsplanung, etc.) bezie-

hen. 

 

zu 9.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung aufge-

führt. 

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf, 

da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise sich auf die nachfolgenden Planungs-

ebenen (Bauantragsverfahren, Bauausführung, Erschließungsplanung, etc.) bezie-

hen. 

 

zu 10.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Die Stadt Kirchhain hat weitere Netzbetreiber bei der Planung beteiligt und die vorlie-

genden Stellungnahmen in die Auswertung mit eingestellt. 
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Die der Stellungnahme beigefügten Anlagen mit der Lage der Leitungen werden 

nicht in die vorliegende Auswertung eingestellt, jedoch bei der weiteren Planung 

(Entwurfsoffenlage) berücksichtigt. 
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Regierungspräsidium Darmstadt (02.05.2024) 

 

 

Beschlussempfehlungen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung aufge-

führt. 

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf, 

da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise sich auf die nachfolgenden Planungs-

ebenen (Bauantragsverfahren, Bauausführung, Erschließungsplanung, etc.) bezie-

hen. 

 

 

zu 2.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung aufge-

führt. 

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf, 

da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise sich auf die nachfolgenden Planungs-

ebenen (Bauantragsverfahren, Bauausführung, Erschließungsplanung, etc.) bezie-

hen. 

 

 

zu 3.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung aufge-

führt. 

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf, 

da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise sich auf die nachfolgenden Planungs-

ebenen (Bauantragsverfahren, Bauausführung, Erschließungsplanung, etc.) bezie-

hen. 
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Regierungspräsidium Gießen (03.06.2024) 

 

 

Beschlussempfehlungen 

 

 

Obere Landesplanungsbehörde 

 

zu 1.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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zu 2.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

 

Die Stadt beabsichtigt das Planverfahren vor dem 2.Quartal 2025 zur Rechtskraft zu 

bringen. 

 

 

zu 3.: Die Hinweise werden zustimmend zur Kenntnis genommen. 

 

 

zu 4.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und bei der vorliegenden 

Planung wie folgt beachtet: 

 

• Die Strecke der Ohmtalbahn verläuft südlich des Plangebietes in einem Ab-

stand von 130m bis 200m. Der raumordnerisch vorgesehenen Güterverlade-

punkt wird durch die Planung nicht beeinträchtigt, sondern kann von den 

künftigen Firmen genutzt werden.  

• Die mögliche Fernwirkung des Gebietes auf eine landschaftsbestimmende 

Gesamtanlage (hier Amöneburg) wird durch eine Visualisierung überprüft 

und bewertet. 

• Die Betreiber der Höchstspannungsleitungen wurden bereits kontaktiert und 

die Schutzabstände und Bedingungen für die Bebauung und Nutzung der 

Flächen unter den Leitungen wird aktuell abgestimmt.  

 

 

zu 5.: Der Hinweis wird zustimmend zur Kenntnis genommen. 

 

 

zu 6.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die bestehenden und bau-

planungsrechtlich ausgewiesenen Gewerbegebiete werden auf mögliche Frei-

flächen und Innenbereichspotentiale hin überprüft. 
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zu 7.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

zu 8.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Die Stadt Kirchhain wird in einem Abstimmungsgespräch mit der Oberen Lan-

desplanungsbehörde die Thematik des endogenen und exogenen Bedarf erör-

tern. In diesem Zusammenhang wird auch das interkommunale Entwicklungserforder-

nis bei der Gewerbeflächenentwicklung angesprochen.   
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zu 9.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Verwiesen wird auf die 

Ausführungen unter zu 6. und zu 8. 

 

 

zu 10.: Der Hinweis wird zustimmend zur Kenntnis genommen. 

 

 

zu 11.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Verwiesen wird auf die 

Ausführungen unter zu 8. 

 

 

zu 12.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und bei der vorliegenden 

Planung wie folgt beachtet: 

 

• Die mögliche Fernwirkung des Gebietes auf eine landschaftsbestimmende 

Gesamtanlage (hier Amöneburg) wird durch eine Visualisierung überprüft 

und die Höhenentwicklung im Gebiet bewertet. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  



 Auswertung der Stellungnahmen aus dem Verfahren § 3 Abs.1 und § 4 Abs.1 BauGB 

FNP-Änderung im Bereich BP „Gewerbegebiet Rußweg II“ in der Kernstadt     Seite 54 

13 

 

 

 

14 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 13.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und bei der vorliegenden 

Planung wie folgt beachtet: 

 

• Die Höhenentwicklung der Gebäude ist v.a. abhängig von den Vorgaben der 

Leitungsbetreiber der Hochspannungsfreileitungen. Auch die abschließende 

Höhe der Straßenachsen, der Ver- und Entsorgungsleitungen und die Schaf-

fung von Betriebsflächen, die aufgrund der leichten Hanglage terrassenför-

mig ausfallen können, werden sich maßgeblich auf die Höhenfestsetzung 

auswirken.  

• Die mögliche Fernwirkung des Gebietes auf eine landschaftsbestimmende 

Gesamtanlage (hier Amöneburg) wird durch eine Visualisierung überprüft 

und bewertet und kann sich ebenfalls auf die Höhenentwicklung der Gebäude 

auswirken. 

 

Zum Entwurf wird die Höhenfestsetzung anhand der o.g. Parameter festgesetzt und 

vertiefend begründet. 

 

 

zu 14.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und bei der vorliegenden 

Planung wie folgt beachtet: 

 

• Die Strecke der Ohmtalbahn verläuft südlich des Plangebietes in einem Ab-

stand von 130m bis 200m, angrenzend zum Bebauungsplan „Rußweg I“. Hier 

besteht zwischen der Bahnstrecke und der Alsfelder Straße nur ein sehr ein-

geschränktes Flächenpotential für eine Verladestation. Die Gleisachse 

müsste südlich des Bebauungsplanes „Rußweg I“ nach Norden in das Plan-

gebiet hingeführt werden. Hierzu bedarf es einer Machbarkeitsstudie sowie, 

bei positiver Beurteilung durch die Studie, eines langjährigen Planfeststel-

lungsverfahrens für den neuen Schienenabschnitt. 

 

Die Stadt Kirchhain wird in einem Abstimmungsgespräch mit der Oberen Lan-

desplanungsbehörde die Thematik des Güterverladepunktes erörtern.   
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zu 15.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen, verwiesen wird auf die 

Punkte zu 1 bis zu 14. 

 

 

zu 16.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Stadt vereinbart ein Ab-

stimmungsgespräch mit der Oberen Landesplanungsbehörde. 

 

 

Grundwasser, Wasserversorgung 

 

zu 1.: Der Hinweis auf die Zone IIIA des TWS wird zur Kenntnis genommen und 

gemäß § 5 Abs.4 BauGB nachrichtlich übernommen und auf der Plankarte auf-

geführt bzw. in der Begründung ergänzt.  

Die Ge- und Verbote sind zu beachten. Eine Überprüfung dieser erfolgt bereits 

auf Ebene der Planung der Infrastruktur in Verbindung mit der Möglichkeit auf 

Überprüfung der Versickerung von Niederschlagswasser im Plangebiet. 

Die Hinweise sind auch auf den nachfolgenden Planungsebenen (Bauantrag, Bauaus-

führung, Erschließungsplanung, etc.) zu beachten.  

 

 

zu 2.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und in der Begründung auf-

geführt.  

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf, 

da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise sich auf die nachfolgenden Planungs-

ebenen (Bauantragsverfahren, Bauausführung, Erschließungsplanung, etc.) bezie-

hen. 
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Oberirdische Gewässer, Hochwasserschutz 

 

zu 1.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

zu 2: Der Hinweis auf den Gewässerrandstreifen zum westlich verlaufenden Ge-

wässer III. Ordnung wird zur Kenntnis genommen und ist bei der Planung bereits 

berücksichtigt.  

Es werden keine Baugebiete in den Gewässerrandstreifen hinein geplant, zum Teil 

sogar als Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 

Boden, Natur und Landschaft ausgewiesen. Die bestehenden Feldwege sind in die 

Planung übernommen worden und werden nur zum Teil für die Erschließungsachsen 

verbreitert. Die Gewässerparzelle 140/1 ist über den angrenzenden Bebauungsplan 

weiterhin erfasst und gesichert. 

 

 

zu 3.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und im weiteren Planprozess 

geprüft. 

Die im Plangebiet vorhandenen Entwässerungsgräben sollen in Ihrer Funktion im 

Grundsatz erhalten bleiben, müssen jedoch aufgrund der erforderlichen Bodenord-

nung, Umlegung und des Flächenneuzuschnittes im Gewerbegebiet verlegt werden. 

Für das Plangebiet wird ein Entwässerungsplan erstellt. Sofern machbar, werden die 

künftigen Entwässerungsgräben als Ausgleichsflächen dargestellt und mit Entwick-

lungsvorschlägen des Umweltberichtes belegt. 

 

 

zu 4.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

Kommunales Abwasser, Gewässergüte 

 

zu 1.: Die aufgeführten Punkte werden im Zuge der Infrastrukturplanung (durch 

das Büro HS Ingenieure), die parallel zum Bauleitplanverfahren durchgeführt 

wird, abgearbeitet und mit der Oberen Wasserbehörde abgestimmt. Im Zuge des 

Abstimmungsgespräches werden auch die weiteren aufgeführten Themen  
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(u.a. SMUSI-Planung, Versickerung von Niederschlagswasser, Abwasserthema-

tik, Entwässerungsbauwerke, etc.) behandelt.  

 

Die Ergebnisse werden dann, sofern die Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung 

betreffend, im Bebauungsplan berücksichtigt. 
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zu 2.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 

und wurde bereits in der Begründung berücksichtigt. Die Begründung wird dann um 

die Ergebnisse des Abstimmungsgespräches ergänzt. 

 

 

zu 3.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung aufge-

führt. 

 

 

Industrielles Abwasser, wassergefährdende Stoffe, Grundwasserschadensfälle, Alt-

lasten, Bodenschutz 

 

zu 1.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

Kommunale Abfallentsorgung, Abfallentsorgungsanlagen 

 

zu 1.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung mit auf-

genommen. 

 

 

zu 2.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Die Stadt Kirchhain wird Kontakt zur Firma aufnehmen.  

 

 

zu 3.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und in der Begründung mit 

aufgenommen. 

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf, 

da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise sich auf die nachfolgenden Planungs-

ebenen (Bauantragsverfahren, Bauausführung, Erschließungsplanung, etc.) bezie-

hen. 
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Immissionsschutz 

 

zu 1.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und in der Begründung und 

Plankarte behandelt. Die Stadt Kirchhain wird sich mit der Thematik der elektro-

magnetischen Felder auseinandersetzen.  

 

 

Bergaufsicht 

 

zu 1.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und unter den Hinweisen 

auf der Plankarte und in der Begründung mit aufgenommen.  

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf, 

da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise sich auf die nachfolgenden Planungs-

ebenen (Bauantragsverfahren, Bauausführung, Erschließungsplanung, etc.) bezie-

hen. 

 

zu 2.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und unter den Hinweisen 

auf der Plankarte und in der Begründung mit aufgenommen.  

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf, 

da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise sich auf die nachfolgenden Planungs-

ebenen (Bauantragsverfahren, Bauausführung, Erschließungsplanung, etc.) bezie-

hen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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Landwirtschaft 

 

zu 1.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

 

 

zu 2.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Für den erforderlichen naturschutzrechtlichen Ausgleich sollen keine landwirtschaftli-

chen Nutzflächen in Anspruch genommen werden. Hier wird die Stadt Kirchhain Öko-

punkte der Forstämter in Biedenkopf, Kirchhain und Burgwald in Anspruch nehmen, 

so dass landwirtschaftliche Flächen für Kompensationsmaßnahmen und somit für eine 

eingeschränkte lw. Nutzung nicht weiter beansprucht werden. Für den erforderlichen 

artenschutzrechtlichen Ausgleich erarbeitet die Stadt Kirchhain derzeit ein Arten-

schutzkonzept. Zu den Maßnahmen und der erforderlichen Flächenverfügbarkeit kön-

nen zum jetzigen Planungszeitpunkt noch keine Aussagen getroffen werden. 

 

Obere Naturschutzbehörde 

 

zu 1.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

 

 

zu 2.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Die Stellungnahme der Unteren Naturschutzbehörde ist in der vorliegenden Auswer-

tung berücksichtigt. 

 

Obere Forstbehörde 

 

zu 1.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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Vodafone West GmbH (28.05.2024) 

 

 

Beschlussempfehlungen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1.: Der Hinweis und die Zustimmung zur Planung werden zur Kenntnis ge-

nommen. 

 

 

zu 2.: Der Hinweis auf die Telekommunikationsleitungen wird zur Kenntnis ge-

nommen und gemäß § 5 Abs.4 BauGB nachrichtlich übernommen und auf der 

Plankarte bzw. in den textlichen Festsetzungen sowie in der Begründung zum 

Bebauungsplan aufgeführt. 

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf, 

da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise sich auf die nachfolgenden Planungs-

ebenen (Bauantragsverfahren, Bauausführung, Erschließungsplanung, etc.) bezie-

hen. 

 

 

zu 3.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung aufge-

führt. 

 

 
zu 4.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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Wasserverband Lahn-Ohm (29.05.2024) 

 

 

Beschlussempfehlungen 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 2.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 

 

 

zu 3.: Der Hinweis und die Zustimmung zur Planung werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

 

 

 

zu 4.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Der Wasserverband wird im Rahmen der weiteren Entwurfsoffenlage beteiligt, zumal 

externe Ausgleichsflächen mit in die Planung aufgenommen werden. 
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ZMW (29.05.2024) 

 

 

Beschlussempfehlungen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 

 

zu 2.: Der Hinweis auf die Zone IIIA des TWS wird zur Kenntnis genommen und 

gemäß § 5Abs.4 BauGB nachrichtlich übernommen und auf der Plankarte auf-

geführt bzw. in der Begründung ergänzt.  

Die Hinweise sind auf den nachfolgenden Planungsebenen (Bauantrag, Bauausfüh-

rung, Erschließungsplanung, etc.) zu beachten. 
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3b 
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zu 2a.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 

Die HLNUG wurde im Verfahren beteiligt, hat aber keine Stellungnahmen abgegeben. 

 

zu 3.: Die Hinweise auf die Infrastrukturleitungen und Einrichtungen werden zur 

Kenntnis genommen und gemäß § 5 Abs.4 BauGB nachrichtlich übernommen 

und auf der Plankarte aufgeführt bzw. in der Begründung ergänzt.  

Die Hinweise sind auf den nachfolgenden Planungsebenen (Bauantrag, Bauausfüh-

rung, Erschließungsplanung, etc.) zu beachten. 

Zudem findet ein Abstimmungsgespräch zwischen der Stadt, dem Planungsbüro und 

dem ZMW statt, um die weiteren Details de Belange des ZMW´s zu erörtern.  

 

zu 3a.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung auf-

geführt. 
 

zu 3b.: Die Hinweise zur Trinkwasserhauptleitung werden zur Kenntnis genom-

men und gemäß § 5 Abs.4 BauGB nachrichtlich übernommen und auf der Plan-

karte aufgeführt bzw. in der Begründung ergänzt.  

Die Hinweise sind auf den nachfolgenden Planungsebenen (Bauantrag, Bauausfüh-

rung, Erschließungsplanung, etc.) zu beachten. 

Zudem findet ein Abstimmungsgespräch zwischen der Stadt, dem Planungsbüro und 

dem ZMW statt, um die weiteren Details der Belange des ZMW´s zu erörtern. 

 

zu 4.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und in den textlichen Fest-

setzungen des Bebauungsplanes und in der Begründung zur FNP-Änderung 

aufgeführt. 

Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf, 

da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise sich auf die nachfolgenden Planungs-

ebenen (Bauantragsverfahren, Bauausführung, Erschließungsplanung, etc.) bezie-

hen. 

 

zu 5.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung zum 

Bebauungsplan aufgeführt sowie an das zuständige Büro für Infrastrukturpla-

nung (HS-Ingenieure) weitergegeben. 
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zu 6.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung aufge-
führt.  
Die Hinweise sind auf den nachfolgenden Planungsebenen (Bodenordnung, Umle-
gung, Grundbucheintrag, etc.) zu beachten. 

 

 
zu 7.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung aufge-

führt sowie an das zuständige Büro für Infrastrukturplanung (HS-Ingenieure) 

weitergegeben. 
 

 

 

zu 8.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung zum 
Bebauungsplan aufgeführt sowie an das zuständige Büro für Infrastrukturpla-
nung (HS-Ingenieure) weitergegeben. 
 

 

 

 

 

 

Die der Stellungnahme beigefügten Anlagen werden nicht in die vorliegende 

Auswertung eingestellt, jedoch bei der weiteren Planung (Entwurfsoffenlage) 

berücksichtigt.  
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Bürger 1 (28.05.2024) 

 

 

Beschlussempfehlungen 

 

 

zu 1.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und die Agrarstruktur in der 

Gemarkung im weiteren Planungsprozess intensiv von der Stadt geprüft. Aber 

auch die Belange der Wirtschaft und des Naturschutzes werden in diesen Prüf-

prozess mit einbezogen. 

Anmerkung:  

Aufgrund der bisherigen Vorgaben des Regionalplanes Mittelhessen 2010 sowie des 

genehmigten Flächennutzungsplanes sind die im vorliegenden Plangebiet des Bebau-

ungsplanes vorgesehenen Flächen als Vorranggebiet für Industrie und Gewerbe bzw. 

als geplante gewerbliche Bauflächen dargestellt. Im Zuge dieser beiden oben genann-

ten Planungsprozesse wurden bereits die Belange der Landwirtschaft bewertet und in 

die Abwägung zu Gunsten der Ausweisung von gewerblichen Flächen eingestellt. Da 

der vorliegende Bebauungsplan gemäß § 8 Abs. 2 BauGB aus dem wirksamen (ge-

nehmigten) Flächennutzungsplan zu entwickeln ist und gleichzeitig die Ziele der 

Raumordnung (hier Vorranggebiet Industrie und Gewerbe) zwingend zu beachten hat 

(§ 1 Abs.4 BauGB), hält die Stadt Kirchhain an der Ausweisung des vorliegenden Be-

bauungsplanes mit den zwei Bauabschnitten für eine gewerbliche Entwicklung fest. 

Die Begründung für die Aufstellung des Bebauungsplanes ist im Planerfordernis und 

in den städtebaulichen Zielvorgaben in der Begründung detailliert aufgeführt. Neben 

der Standortsicherung bereits bestehender angrenzender Gewerbebetriebe (u.a. Fa. 

Wagner Solar und Fa. Geisler Infra) ist auch die Neuansiedlung eines größeren Be-

triebes im ersten Bauabschnitt geplant. Die Vorgaben des Baugesetzbuches (Alterna-

tiven bzw. Ausschöpfung von Innenbereichspotenzialen) werden zum Entwurf vertie-

fend begründet und weitere Ausführungen zu dieser Thematik mit aufgenommen. 

Gleichzeitig ist die Stadt Kirchhain bestrebt, für die betroffenen Landwirte entspre-

chende Ersatzflächen (z.B. durch Tausch mit städtischen Flächen) zur Verfügung zu 

stellen. Hierzu werden weitere Abstimmungsgespräche mit dem Amt für Bodenma-

nagement, der Agrarverwaltung, den betroffenen Landwirten und der Stadt stattfinden. 

Die Stadt Kirchhain wird sich im weiteren Planungsprozess mit dem Eingriff in die ört-

liche Agrarstruktur in der Gemarkung Kirchhain auseinandersetzen.  
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Für den erforderlichen naturschutzrechtlichen Ausgleich sollen keine landwirtschaftli-

chen Nutzflächen in Anspruch genommen werden. Hier wird die Stadt Kirchhain Öko-

punkte der Forstämter in Biedenkopf, Kirchhain und Burgwald in Anspruch nehmen, 

so dass landwirtschaftliche Flächen für Kompensationsmaßnahmen und somit für eine 

eingeschränkte lw. Nutzung nicht weiter beansprucht werden. Für den erforderlichen 

artenschutzrechtlichen Ausgleich erarbeitet die Stadt Kirchhain derzeit ein Arten-

schutzkonzept. Zu den Maßnahmen und der erforderlichen Flächenverfügbarkeit kön-

nen zum jetzigen Planungszeitpunkt noch keine Aussagen getroffen werden. 

 

Aufgrund der Größe des Plangebietes und der Eingriffs- Ausgleichsbilanzierung nach 

der Kompensationsverordnung von Hessen ist neben der Umweltprüfung auch ein bo-

denschutzrechtliches Gutachten erforderlich, sodass auch im Rahmen des weiteren 

Planungsprozesses für die Inanspruchnahme der Böden eine Kompensation erfolgt 

(monetär oder durch Maßnahmen wie z.B. Entsiegelung von Flächen). Hierzu wird auf 

das künftige Bodenschutzgutachten verwiesen. 

 

Die Stadt Kirchhain wird sich gemäß den o.a. Fakten mit den Belangen der Landwirt-

schaft noch einmal intensiv auseinandersetzen und das Gespräch mit den betroffenen 

Landwirten und der Agrarverwaltung suchen, um entsprechende Lösungsvorschläge 

in diesem Planungsprozess zu unterbreiten. 

 

Um den Eingriff in die Agrarstruktur zu minimieren, ist geplant, die Entwicklung des 

Plangebietes abschnittsweise vorzunehmen, sodass die Inanspruchnahme der land-

wirtschaftlichen Nutzflächen zeitlich versetzt erfolgen kann. 

 

 

zu 2.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Das vorliegende Plangebiet soll wie unter zu 1. beschrieben in zwei Bauabschnitten 

bedarfsgerecht entwickelt werden, insofern erfolgt zweitweise versetzt eine abschnitts-

weise Flächeninanspruchnahme. 

 

 

zu 3.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Die landwirtschaftlichen Wege im Plangebiet zu den angrenzenden landwirtschaftli-

chen Nutzflächen sollen erhalten bleiben. Bei der Gestaltung der künftigen Grundstü-

cke, die an landwirtschaftlichen Nutzflächen angrenzen, wird darauf geachtet, dass 

die ordnungsgemäße landwirtschaftliche Bewirtschaftung nicht beeinträchtigt wird.  
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Hierzu gehört die Beachtung des Abstandes von Einfriedungen zu lw. Nutzflächen, 

Abstandsregelungen von Baum- und Gehölzpflanzungen zu landwirtschaftlichen Nutz-

flächen sowie ausreichende Straßenbreiten im Plangebiet für das Durchfahren von 

landwirtschaftlichen Fahrzeugen. 
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Abwasserverband Stadtallendorf-Kirchhain (29.05.2024) 

 

 

Beschlussempfehlungen 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

zu 2.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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zu 3.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

 

 

zu 4.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung aufge-

führt.  

Die Hinweise sind auf den nachfolgenden Planungsebenen (Bauantrag, Bauausfüh-

rung, Erschließungsplanung, etc.) zu beachten und werden an das zuständige Ingeni-

eurbüro weitergeleitet. 

 

 

zu 5. und 6.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und in der Begrün-

dung aufgeführt.  

Die Hinweise sind auf den nachfolgenden Planungsebenen (Bauantrag, Bauausfüh-

rung, Erschließungsplanung, etc.) zu beachten und werden an das zuständige Ingeni-

eurbüro weitergeleitet. 

 

 

zu 7.: Die Hinweise auf die Infrastruktureinrichtungen und Leitungen werden ge-

mäß § 9 Abs.6 BauGB auf der Plankarte nachrichtlich übernommen und in der 

Begründung aufgeführt.  

Die Hinweise sind auf den nachfolgenden Planungsebenen (Bauantrag, Bauausfüh-

rung, Erschließungsplanung, etc.) zu beachten und werden an das zuständige Ingeni-

eurbüro weitergeleitet. 

 

 

zu 8.: Die Hinweise zu den Infrastruktureinrichtungen und Leitungen sowie ein-

zuhaltenden Mindestabstände werden in der Begründung aufgeführt.  

Die Hinweise sind auf den nachfolgenden Planungsebenen (Bauantrag, Bauausfüh-

rung, Erschließungsplanung, etc.) zu beachten und werden an das zuständige Ingeni-

eurbüro weitergeleitet. 
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zu 9.: Dem Hinweis wird entsprochen. 
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Anlage 
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Avacon Netz GmbH (18.04.2024) 

 

 

Beschlussempfehlungen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Die in der Stellungnahme vom 20. März 2024 aufgeführten Anregungen und Hin-

weise werden im Zuge der weiteren Planung beachtet. Die Hinweise auf die Ver-

sorgungsleitung werden gemäß § 9 Abs.6 BauGB nachrichtlich übernommen 

und in der Plankarte sowie in der Begründung zum Bebauungsplan aufgeführt.  

Siehe auch nachfolgende Auswertung der Stellungnahme vom 20.03.24. 

 

 

zu 2.: Der Hinweis und die Zustimmung zur Planung werden zur Kenntnis ge-

nommen. 

 

 

 

zu 3.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Die Avacon wird im Zuge der Entwurfsoffenlage gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in Verbin-

dung mit § 4 Abs. 2 BauGB erneut an der Planung beteiligt. 
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zu 1.: Der Hinweis auf die 110kV-Hochspannungsfrei- und Fernmeldeleitungen 

wird zur Kenntnis genommen, gemäß § 9 Abs.6 BauGB nachrichtlich übernom-

men und auf der Plankarte aufgeführt bzw. in der Begründung die Hinweise er-

gänzt.  

Die Hinweise sind auf den nachfolgenden Planungsebenen (Bauantrag, Bauausfüh-

rung, Erschließungsplanung, etc.) zu beachten. 

 

 

zu 2.: Der Hinweis und die Zustimmung zur Planung werden zur Kenntnis ge-

nommen 

 

 

zu 3.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Die Avacon wird im Zuge der Entwurfsoffenlage gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in Verbin-

dung mit § 4 Abs. 2 BauGB erneut an der Planung beteiligt. 

 

 

Die der Stellungnahme beigefügten Anlagen (Planwerke zu den Hochspan-

nungsfreileitungen und Fernmeldeleitungen) werden nicht in die vorliegende 

Auswertung mit eingestellt, jedoch bei der nachfolgenden Entwurfsoffenlage 

entsprechend berücksichtigt. 
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zu 4.: Die nachfolgenden Hinweise werden zur Kenntnis genommen und gemäß 

§ 9 Abs.6 BauGB nachrichtlich übernommen und auf der Plankarte aufgeführt 

bzw. in der Begründung ergänzt.  

Die Hinweise sind auf den nachfolgenden Planungsebenen (Bauantrag, Bauausfüh-

rung, Erschließungsplanung, etc.) zu beachten. 
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Die der Stellungnahme beigefügten Anlagen (Planwerke zu den Hochspan-

nungsfreileitungen und Fernmeldeleitungen) werden nicht in die vorliegende 

Auswertung mit eingestellt, jedoch bei der nachfolgenden Entwurfsoffenlage 

entsprechend berücksichtigt. 
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DB AG – DB Immobilien (27.05.2024) 

 

 

Beschlussempfehlungen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1.: Der Hinweis und die Zustimmung zur Planung werden zur Kenntnis ge-

nommen. 

 

zu 2.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 

  

 

zu 3.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und gemäß § 9 Abs.6 BauGB 

nachrichtlich übernommen und auf der Plankarte aufgeführt bzw. in der Begrün-

dung ergänzt.  

Die Hinweise sind auf den nachfolgenden Planungsebenen (Bauantrag, Bauausfüh-

rung, Erschließungsplanung, etc.) zu beachten. Die innerhalb des Schutzstreifens auf-

geführten Einschränkungen (z.B. Abstand der Dachflächen und zu den Freileitungen 

etc.) werden sowohl in den textlichen Festsetzungen wie auch in der Begründung zum 

Bebauungsplan berücksichtigt und mit der Deutschen Bahn AG abgestimmt.  
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zu 4.: Der Hinweis auf den Schutzstreifen zur 110kV-Stromleitung sowie zu den 

Masten werden zur Kenntnis genommen und gemäß § 9 Abs.6 BauGB nachricht-

lich übernommen und auf der Plankarte aufgeführt bzw. in der Begründung er-

gänzt.  

Die Hinweise sind auf den nachfolgenden Planungsebenen (Bauantrag, Bauausfüh-

rung, Erschließungsplanung, etc.) zu beachten. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 5.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung zum 

Bebauungsplan aufgeführt. 

Aufgrund der Ausweisung eines Gewerbegebietes und der Entfernung zur Bahnstre-

cke besteht auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung kein weiterer Handlungsbe-

darf, da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise sich auf die nachfolgenden Pla-

nungsebenen (Bauantragsverfahren, Bauausführung, Erschließungsplanung, etc.) be-

ziehen. 
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zu 6.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung zum 

Bebauungsplan aufgeführt. 

Aufgrund der Ausweisung eines Gewerbegebietes und der Entfernung zur Bahnstre-

cke besteht auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung kein weiterer Handlungsbe-

darf, da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise sich auf die nachfolgenden Pla-

nungsebenen (Bauantragsverfahren, Bauausführung, Erschließungsplanung, etc.) be-

ziehen. 

 

 

 

zu 7.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung zum 

Bebauungsplan aufgeführt. 

Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf, 

da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise sich auf die nachfolgenden Planungs-

ebenen (Bauantragsverfahren, Bauausführung, Erschließungsplanung, etc.) bezie-

hen. 
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EAM Netz GmbH, Erdgas (28.05.2024) 

 

 

Beschlussempfehlungen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1.: Der Hinweis auf die Erdgasleitung wird zur Kenntnis genommen und ge-

mäß § 9 Abs.6 BauGB nachrichtlich übernommen und auf der Plankarte aufge-

führt bzw. in der Begründung ergänzt.  

Die Hinweise sind auf den nachfolgenden Planungsebenen (Bauantrag, Bauausfüh-

rung, Erschließungsplanung, etc.) zu beachten.  

Zu den Sperrflächen und Abstandsflächen findet separat ein Abstimmungstermin zwi-

schen der Stadt und der EAM Netz statt. 

 

 

zu 2.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
 

 

 

 

Die der Stellungnahme beigefügten Anlagen mit den Lagen der Erdgasleitung 

werden nicht in die vorliegende Auswertung eingestellt, jedoch bei der weiteren 

Planung (Entwurfsoffenlage) berücksichtigt. Gleiches gilt für Abwasser-, Strom-

, Versorgungs- und sonstige Infrastrukturleitungen.  
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EAM Netz GmbH, Strom (28.05.2024) 

 

 

Beschlussempfehlungen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1.: Der Hinweis und die Zustimmung zur Planung werden zur Kenntnis ge-
nommen 

 

 

 

zu 2.: Der Hinweis zum Stromversorgungskabel wird zur Kenntnis genommen 

und gemäß § 9 Abs.6 BauGB nachrichtlich übernommen und auf der Plankarte 

aufgeführt bzw. in der Begründung ergänzt.  

Die Hinweise sind auf den nachfolgenden Planungsebenen (Bauantrag, Bauausfüh-

rung, Erschließungsplanung, etc.) zu beachten 

 

 

zu 3.: Der Hinweis auf das vorhandene Erdkabel wird zur Kenntnis genommen 

und gemäß § 9 Abs.6 BauGB nachrichtlich übernommen und auf der Plankarte 

aufgeführt bzw. in der Begründung ergänzt.  

Die Hinweise sind auf den nachfolgenden Planungsebenen (Bauantrag, Bauausfüh-

rung, Erschließungsplanung, etc.) zu beachten. 
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zu 4.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung zum 

Bebauungsplan aufgeführt 

Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf, 

da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise sich auf die nachfolgenden Planungs-

ebenen (Bauantragsverfahren, Bauausführung, Erschließungsplanung, etc.) bezie-

hen. 

 

 

zu 5.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung zum 

Bebauungsplan aufgeführt 

Es handelt sich hierbei um das Steuer- und 20.000 Volt-Erdkabel. 

 

 

zu 6.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung zum 

Bebauungsplan aufgeführt 

Es handelt sich hierbei um das 1-KV-Kabel und Beleuchtungskabel. 

 

 

zu 7.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 

 

 

zu 8.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und bei der weiteren Planung 

entsprechend berücksichtigt.  

Die Stadt Kirchhain wird zusammen mit der EAM Netz die geplanten Standorte 

für die Aufstellung von Kompakt-Trafostationen bestimmen und im Bebauungs-

plan entsprechend darstellen.  

Die weiteren Hinweise werden in der Begründung zum Bebauungsplan aufgeführt und 

sinn dann im Zuge der nachfolgenden Planungsebenen zu beachten 

 

 

zu 9.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
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zu 10.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 

 

zu 11.: Der Hinweis zu einer Erdgas-Hochdruckleitung wird zur Kenntnis genom-

men und gemäß § 9 Abs.6 BauGB nachrichtlich übernommen und auf der Plan-

karte aufgeführt bzw. in der Begründung ergänzt.  

Die Hinweise sind auf den nachfolgenden Planungsebenen (Bauantrag, Bauausfüh-

rung, Erschließungsplanung, etc.) zu beachten. 

 

zu 12.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Der Schutzstreifen der 

HDL (Hochdruckleitung) wird über den Bebauungsplan entsprechend gekenn-

zeichnet und darf laut Stellungnahme nicht mit Hochbauten überbaut werden. 

Eine entsprechende Kennzeichnung erfolgt in der Plankarte des Bebauungspla-

nes sowie in der Begründung zum Bebauungsplan. 

 

zu 13.: Der Hinweis auf den Mindestabstand der Bebauung zur HDL wird zur 

Kenntnis genommen bei der weiteren Planung in der Plankarte beachtet und 

zwischen der Stadt und der EAM abgestimmt.  

Die nachfolgenden Hinweise werden in der Begründung zum Bebauungsplan aufge-

führt und sind im Zuge des Bauantragsverfahrens und der Bauausführung bzw. bei 

der Infrastrukturplanung und Erschließungsplanung zu beachten.  

 

zu 14.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung zum 

Bebauungsplan aufgeführt. 

Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf, 

da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise sich auf die nachfolgenden Planungs-

ebenen (Bauantragsverfahren, Bauausführung, Erschließungsplanung, etc.) bezie-

hen. 

 
zu 15.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung zum 

Bebauungsplan aufgeführt. 

Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf, 

da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise sich auf die nachfolgenden Planungs-

ebenen (Bauantragsverfahren, Bauausführung, Erschließungsplanung, etc.) bezie-

hen. 
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zu 16.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung zum 

Bebauungsplan aufgeführt. 

Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf, 

da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise sich auf die nachfolgenden Planungs-

ebenen (Bauantragsverfahren, Bauausführung, Erschließungsplanung, etc.) bezie-

hen. 

 

 

zu 17.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, die EAM Netz wird im weiteren 

Verfahren (Entwurfsoffenlage) gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in Verbindung § 4 Abs. 

2 BauGB beteiligt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die der Stellungnahme beigefügten Anlagen mit der Lage der Hochdruckleitung 

werden nicht in die vorliegende Auswertung eingestellt, jedoch bei der weiteren 

Planung (Entwurfsoffenlage) berücksichtigt.  

 

 

 

 

 

 

 

 

  

 



 Auswertung der Stellungnahmen aus dem Verfahren § 3 Abs.1 und § 4 Abs.1 BauGB 

Bebauungsplan „Gewerbegebiet Rußweg II“ in der Kernstadt     Seite 23 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  



 Auswertung der Stellungnahmen aus dem Verfahren § 3 Abs.1 und § 4 Abs.1 BauGB 

Bebauungsplan „Gewerbegebiet Rußweg II“ in der Kernstadt     Seite 24 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Anlage 
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Eisenbahn-Bundesamt (27.05.2024) 

 

 

Beschlussempfehlungen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die aufgeführten Eisenbahn-

strecken befinden sich deutlich außerhalb des Geltungsbereiches des vorlie-

genden Bebauungsplanes, so dass hier kein weiterer Handlungsbedarf besteht. 

 

 

zu 2.: Der Hinweis auf die 110-kV-Bahnstromleitung wird zur Kenntnis genom-

men und gemäß § 9 Abs.6 BauGB nachrichtlich übernommen und auf der Plan-

karte aufgeführt bzw. in der Begründung ergänzt.  

Die Hinweise sind auf den nachfolgenden Planungsebenen (Bauantrag, Bauausfüh-

rung, Erschließungsplanung, etc.) zu beachten. 

 

 

zu 3.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und gemäß § 9 Abs.6 BauGB 

nachrichtlich übernommen und auf der Plankarte aufgeführt bzw. in der Begrün-

dung ergänzt. Gleichzeitig werden die textlichen Festsetzungen entsprechend 

den Vorgaben für den Schutzstreifenbereich angepasst. 

Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf, 

da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise sich auf die nachfolgenden Planungs-

ebenen (Bauantragsverfahren, Bauausführung, Erschließungsplanung, etc.) bezie-

hen. 
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zu 4.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung zum 

Bebauungsplan aufgeführt. 

Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf, 

da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise sich auf die nachfolgenden Planungs-

ebenen (Bauantragsverfahren, Bauausführung, Erschließungsplanung, etc.) bezie-

hen. 

 

 

zu 5.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung zum 

Bebauungsplan aufgeführt. 

Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf, 

da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise sich auf die nachfolgenden Planungs-

ebenen (Bauantragsverfahren, Bauausführung, Erschließungsplanung, etc.) bezie-

hen. 

 

 

zu 6.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Die Deutsche Bahn AG ist am vorliegenden Bauleitplanverfahren beteiligt worden und 

die Stellungnahme in der vorliegenden Auswertung mit behandelt. 
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GasLINE GmbH (24.05.2024) 

 

 

Beschlussempfehlungen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1.: Der Hinweis auf ein Lichtwellen-Leiterkabel und eine Kabelschutzrohran-

lage wird zur Kenntnis genommen und gemäß § 9 Abs.6 BauGB nachrichtlich 

übernommen und auf der Plankarte aufgeführt bzw. in der Begründung ergänzt.  

Die Hinweise sind auf den nachfolgenden Planungsebenen (Bauantrag, Bauausfüh-

rung, Erschließungsplanung, etc.) zu beachten. 

 

 

zu 2.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und bei der weiteren Planung 

beachtet. 
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zu 3.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung zum 

Bebauungsplan aufgeführt 

Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf, 

da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise sich auf die nachfolgenden Planungs-

ebenen (Bauantragsverfahren, Bauausführung, Erschließungsplanung, etc.) bezie-

hen. 

 

 

zu 4.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Infrastrukturleitungen wer-

den als nachrichtliche Übernahme gemäß § 5 Abs. 4 Bau GB auf der Karte des 

Flächennutzungsplanes aufgeführt. 

Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf, 

da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise sich auf die nachfolgenden Planungs-

ebenen (Bauantragsverfahren, Bauausführung, Erschließungsplanung, etc.) bezie-

hen. 

 

 

zu 5.: Der Hinweis auf den Schutzstreifen sowie der Nichtüberbauung wird so-

wohl in den textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes wie auch in der 

Plankarte und der Begründung berücksichtigt bzw. mit aufgeführt. Im Zuge der 

weiteren Planung werden die erforderlichen Schutzstreifengrenzen zwischen 

der GasLINE und der Stadt Kirchhain abgestimmt.   

 

 

zu 6.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und bei der weiteren Pla-

nung berücksichtigt, bzw. in den textlichen Festsetzungen und in der Begrün-

dung zum Bebauungsplan aufgeführt. 

 

 

zu 7.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und gemäß § 9 Abs.6 BauGB 

nachrichtlich übernommen und auf der Plankarte und in den textlichen Festset-

zungen aufgeführt bzw. in der Begründung ergänzt.  

Die Hinweise sind auf den nachfolgenden Planungsebenen (Bauantrag, Bauausfüh-

rung, Erschließungsplanung, etc.) zu beachten.  
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zu 8.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und die weitere Detailplanung 

zwischen der Stadt, dem Ingenieurbüro für die Infrastruktur und der GasLINE 

abgestimmt.  

 

 

zu 9.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und bei der weiteren Planung 

in der Plankarte bzw. in den textlichen Festsetzungen entsprechend berücksich-

tigt. 

 

 

zu 10.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Die GasLINE wird im Zuge der Entwurfsoffenlage gemäß § 3 Abs 2 BauGB und § 4 

Abs. 2 BauGB erneut beteiligt, da auch in diesem Planungsschritt die externen Aus-

gleichsflächen festgelegt werden.   

 

 

 

Die der Stellungnahme beigefügten Anlagen mit der Lage der Leitungen werden 

nicht in die vorliegende Auswertung eingestellt, jedoch bei der weiteren Planung 

(Entwurfsoffenlage) berücksichtigt. 

 

 

 

 

 

 

Die Karten und Merkblätter werden auch in den abschließenden Verfahrensunterlagen 

dokumentiert. 
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Anlage 
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Hessen Mobil (27.05.2024) 

 

 

Beschlussempfehlungen 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und zum Entwurf in der Begrün-

dung entsprechend durch Ausführungen des zu erwartenden Verkehrsaufkom-

mens ergänzt. 

 

 

zu 2.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung zum 

Bebauungsplan aufgeführt 

Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf, 

da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise sich auf die nachfolgenden Planungs-

ebenen (Bauantragsverfahren, Bauausführung, Erschließungsplanung, etc.) bezie-

hen. 

 

 

zu 3.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

zu 4.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und weitere personenbezogene 

Daten im Zuge der Entwurfsoffenlage geschwärzt. 
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Koordinierungsbüro für Raumordnung (28.05.2024) 

 

 

Beschlussempfehlungen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

 

 

 

zu 2.: Der Hinweis und die Zustimmung zur Planung werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

 

 

 

zu 3.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und im Zuge der Entwurfsof-

fenlage geprüft. 

Neben dem Verdichtungsgrad, der durch die GRZ vorgegeben wird, muss auch ein 

gewisser Anteil der Grundstücksfreiflächen für die Belange Grundwasser- und Boden-

schutzes sowie für den Klimaschutz mitberücksichtigt werden. Maßgeblich hierfür ist 

auch die Versickerungsmöglichkeit von Niederschlagswasser im Plangebiet zu prüfen, 

da sich dies auf das Entwässerungskonzept maßgeblich auswirkt. Auch durch die 

Lage im Trinkwasserschutzgebiet ist die Versickerungsmöglichkeit zu prüfen und hier 

ggfls. ein Ausnahmeantrag bei der zuständigen Behörde zustellen. Zum Entwurf wer-

den hierzu entsprechende Aussagen mit in die Planung aufgenommen. 
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KA des Landkreises Marburg-Biedenkopf (29.05.2024) 

 

 

Beschlussempfehlungen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Fachdienst Bauen: 

zu 1.: Der Hinweis und die Zustimmung zur Planung werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

 

 

 

Fachdienst Wasser- und Bodenschutz: 

zu 2.: Der Hinweis auf die Zone IIIA des TWS wird zur Kenntnis genommen und 

gemäß § 9 Abs. 6 BauGB nachrichtlich übernommen und auf der Plankarte auf-

geführt bzw. in der Begründung ergänzt.  

Die Hinweise sind auf den nachfolgenden Planungsebenen (Bauantrag, Bauausfüh-

rung, Erschließungsplanung, etc.) zu beachten. 
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zu 3.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung zum 
Bebauungsplan aufgeführt. 

Neben dem Verdichtungsgrad, der durch die GRZ vorgegeben wird, muss auch ein 

gewisser Anteil der Grundstücksfreiflächen für die Belange Grundwasser- und Boden-

schutzes sowie für den Klimaschutz mitberücksichtigt werden. Maßgeblich hierfür ist 

auch die Versickerungsmöglichkeit von Niederschlagswasser im Plangebiet zu prüfen, 

da sich dies auf das Entwässerungskonzept maßgeblich auswirkt. Auch durch die 

Lage im Trinkwasserschutzgebiet ist die Versickerungsmöglichkeit zu prüfen und hier 

ggfls. ein Ausnahmeantrag bei der zuständigen Behörde zustellen. Zum Entwurf wer-

den hierzu entsprechende Aussagen mit in die Planung aufgenommen. 

 

zu 4.: Der Hinweis auf den Gewässerrandstreifen zum westlich verlaufenden Ge-

wässer III. Ordnung wird zur Kenntnis genommen und ist bei der Planung bereits 

berücksichtigt.  

Es werden keine Baugebiete in den Gewässerrandstreifen hinein geplant, zum Teil 

sogar als Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 

Boden, Natur und Landschaft ausgewiesen. Die bestehenden Feldwege sind in die 

Planung übernommen worden und werden nur zum Teil für die Erschließungsachsen 

verbreitert. Die Gewässerparzelle 140/1 ist über den angrenzenden Bebauungsplan 

weiterhin erfasst und gesichert. 

 

zu 5.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Die Stadt Kirchhain hat auch das Regierungspräsidium Gießen, Obere Wasserbe-

hörde, zum vorliegenden Bauleitplanverfahren gehört und wird die Stellungnahme 

ebenfalls in die vorliegende Auswertung der Stellungnahmen einstellen. 

 

Fachdienst Naturschutz: 

zu 6.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 

zu 7.: Der Hinweis und die Zustimmung zu den textlichen Festsetzungen werden 
zur Kenntnis genommen. 

 

Zu 8.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung zum 
Bebauungsplan aufgeführt. 

Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf, 

da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise sich auf die nachfolgenden Planungs-

ebenen (Bauantragsverfahren, Bauausführung, Erschließungsplanung, etc.) bezie-

hen.  
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zu 9.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung zum 

Bebauungsplan aufgeführt. Gleichzeitig wird die textliche Festsetzung zur Ge-

staltung des Walles um den Hinweis ergänzt. 

 

zu 10.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Bei der weiteren Eingriffs-
Ausgleichsbewertung wird die Vorgabe der Farbgebung der Gebäude seitens 
der Stadt Kirchhain überprüft.  

 

Zu 11.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und im Zuge der weiteren 

Erschließungsplanung (Infrastrukturplanung) überprüft, inwieweit im Bereich 

des Gewerbegebietes Stellplätze mit wassergebundener Decke, Schotterrasen 

etc. sowie weitere Retentionsmaßnahmen von Niederschlagswasser berück-

sichtigt werden können. 

Die Fläche liegt im Trinkwasserschutzgebiet Zone IIIA. Hier ist eine Versickerung von 

Niederschlagswassers genehmigungspflichtig. 

 

zu 12.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und auf der Plankarte aufge-

führt und in der Begründung ergänzt.  

Er bezieht sich jedoch auf die nachfolgende Bauausführung, in der eine ökologische 

Baubegleitung bei bestimmten artenschutzrechtlichen Konfliktlagen zwingend erfor-

derlich ist. Zum Entwurf des Bebauungsplanes werden diesbezüglich weitere Aussa-

gen im Umweltbericht und in der Begründung zum Bebauungsplan aufgeführt. 

 

zu 13.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

Parallel zur frühzeitigen Beteiligung hat die Stadt Kirchhain ein artenschutzrechtliches 

Konzept in Auftrag gegeben, dass die Möglichkeit der CEF-Maßnahmen (z.B. für Reb-

huhn und Feldlerche) überprüft. Diese abschließenden vorauslaufenden Ersatzmaß-

nahmen werden dann bei der anschließenden Eingriffs-Ausgleichbilanzierung zum 

Entwurf hin entsprechend mitberücksichtigt. Darüber hinaus stimmt die Stadt Kirch-

hain derzeit mit den Forstämtern in Kirchhain und im Bereich Burgwald die Zuordnung 

von Ökokontomaßnahmen ab, sodass zusätzliche landwirtschaftliche Nutzflächen für 

naturschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen nicht in Anspruch genommen werden. 

Bei den artenschutzrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen, die zum Entwurf erforderlich 

werden können, sind jedoch auch bestimmte landwirtschaftliche Flächen zum Aus-

gleich heranzuziehen. Diesbezüglich erfolgt nochmal ein Abstimmungsgespräch zwi-

schen der Stadt Kirchhain, dem Planungsbüro, dem Gutachter für das faunistische 

Gutachten sowie der Unteren Naturschutzbehörde.  
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Gleiches gilt dann für die Zuordnung der Ökokontomaßnahmen der Forstämter Kirch-

hain, Burgwald und Biedenkopf. 

 

 

zu 14.: Die nachfolgenden Ausführungen werden zustimmend zur Kenntnis ge-

nommen.  

Die weitere Vorgehensweise bezüglich der artenschutzrechtlichen Kompensations- 

und CEF-Maßnahmen werden in enger Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbe-

hörde festgelegt. Diese artenschutzrechtlichen Maßnahmen können dann auch bei der 

abschließenden Eingriffs- Ausgleichsbilanzierung für den naturschutzrechtlichen Aus-

gleich mit in die Bilanzierung einbezogen werden. Auch hierzu erfolgt ein entsprechen-

des Abstimmungsgespräch der oben genannten Protagonisten.  

 

 

zu 15.: Der Hinweis auf die am Gebietsrand vorhandenen Obstbäume, die als 

potenzielle Quartierbäume nach Möglichkeit zu erhalten sind, wird zur Kenntnis 

genommen und zum Entwurf hin überprüft.  

 

 

zu 16.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und im artenschutzrechtlichen 

Fachbeitrag nachgearbeitet. 

 

 

zu 17.: Die Hinweise werden zustimmend zur Kenntnis genommen und nach 

Ausweisung der artenschutzrechtlichen Ausgleichs- und CEF-Maßnahmen in 

der Plankarte und auch in der Begründung bzw. im Umweltbericht aufgeführt. 

Damit einhergehend wird im Rahmen der Umsetzung der Planung eine ökologi-

sche Baubegleitung beauftragt, die in enger Abstimmung mit der Unteren Natur-

schutzbehörde erfolgt. 
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zu 18.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und bei der weiteren Planung 

beachtet. 

  

 

zu 19.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Verwiesen wird auf die Ausführungen unter zu 13 bis zu 17. 

 

 

zu 20.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und bei der weiteren Pla-

nung beachtet.  

Aufgrund des anstehenden Flächenverbrauchs soll das vorliegende Gewerbegebiet je 

nach Bedarf in mindestens 2 Bauabschnitten entwickelt werden, so dass die landwirt-

schaftliche Nutzung der künftig zu bebauenden Flächen möglichst lange erhalten 

bleibt.  

 

 

Fachbereich Gefahrenabwehr: 

zu 21.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung zum 

Bebauungsplan aufgeführt. Die Stadt wird die Planung für die Löschwasserver-

sorgung mit der Brandschutzdienststelle abstimmen. 

Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf, 

da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise sich auf die nachfolgenden Planungs-

ebenen (Bauantragsverfahren, Bauausführung, Erschließungsplanung, etc.) bezie-

hen. 

 

 

zu 22.: Die Hinweise auf die Ausbildung der öffentlich-rechtlichen Verkehrswege 

wird an das zuständige Ingenieurbüro weitergegeben. 

Die Rahmenbedingungen werden bereits im vorliegenden Bebauungsplan durch die 

Darstellung der Straßenraumbegrenzungslinien erfüllt.  

 

zu 23.: Der Hinweis und die Zustimmung zur Planung werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

 

 

  

 

 

 

 

 

 

 



 Auswertung der Stellungnahmen aus dem Verfahren § 3 Abs.1 und § 4 Abs.1 BauGB 

Bebauungsplan „Gewerbegebiet Rußweg II“ in der Kernstadt     Seite 38 

 

25 

 

 

 

26 

 

 

27 

 

 

 

 

28 

 

 

 

 

29 

 

 

30 

 

 

 

 

 

31 

 

 

 

 

 

32 

 

 

 

 

Fachbereich Ländlicher Raum und Verbraucherschutz: 

zu 24.: Der Hinweis auf die Flächeninanspruchnahme wird zur Kenntnis genom-

men, allerdings wird auf die Vorgaben der übergeordneten Planung (Regional-

plan - Vorranggebiet Industrie und Gewerbe und Flächennutzungsplan - ge-

plante gewerbliche Bauflächen) verwiesen. Das bedeutet, dass bereits auf die-

sen Planungsebenen die künftige Nutzung dieser Fläche als Gewerbefläche 

auch planungsrechtlich vorbereitet wurde. 

 

In diesem Zusammenhang kann aber aufgeführt werden, dass für die erforderlichen 

naturschutzrechtlichen Kompensationsmaßnahmen keine landwirtschaftlichen Nutz-

flächen in Anspruch genommen werden sollen, sondern in diesem Zusammenhang 

hat sich die Stadt Kirchhain mit den zuständigen Forstämtern in Kirchhain, Biedenkopf 

und Burgwald in Verbindung gesetzt, um hier Ökokontomaßnahmen dem künftigen 

Eingriff zuzuordnen, um somit die weitere Inanspruchnahme von landwirtschaftlichen 

Flächen zu vermeiden. 

Bei der weiteren Abwägung der unterschiedlichen Belange gemäß § 1 Abs. 6 und 7 

BauGB wird jedoch der Schwerpunkt auf den Belang der Ausweisung von Gewerbe-

gebieten gelegt, da aufgrund einer großen Firmenansiedlung und der Bereitstellung 

weiterer Flächen für Gewerbe- und Handwerksbetriebe ein unmittelbarer Bedarf in 

Kirchhain besteht. Hier ist die Sicherung der Arbeitsplätze, die Sicherung der Stand-

orte der einzelnen Firmen, aber auch die geplante Neuansiedlung von Firmen die au-

ßerhalb des Stadtgebietes den Standort Kirchhain zukünftig bedienen wollen, in Vor-

dergrund gerückt (Belang der Wirtschaft steht hier im Vordergrund). 

 

 

zu 25.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Im Zuge der weiteren Ausarbeitung der Begründung zum Entwurf wird sich die Stadt 

Kirchhain mit dem Thema des § 1a Abs.2 BauGB (sparsamer Umgang mit Grund und 

Boden) sowie der besonderen Begründungspflicht bei der Inanspruchnahme von land-

wirtschaftlichen Nutzflächen für eine Siedlungsflächenausweisung befassen und wei-

tere Ausführungen dazu in der Begründung aufnehmen. 

 

 

zu 26.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Verweisen wird auf die Ausführungen zu 24. 
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zu 27.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Parallel zur frühzeitigen Beteiligung hat die Stadt Kirchhain ein artenschutzrechtliches 

Konzept in Auftrag gegeben, dass die Möglichkeit der CEF-Maßnahmen (z.B. für Reb-

huhn und Feldlerche) überprüft. Diese abschließenden vorauslaufenden Ersatzmaß-

nahmen werden dann bei der anschließenden Eingriffs-Ausgleichbilanzierung zum 

Entwurf hin entsprechend mitberücksichtigt. Darüber hinaus stimmt die Stadt Kirch-

hain derzeit mit den Forstämtern in Kirchhain und im Bereich Burgwald die Zuordnung 

von Ökokontomaßnahmen ab, sodass zusätzliche landwirtschaftliche Nutzflächen für 

naturschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen nicht in Anspruch genommen werden 

sollen. Bei den artenschutzrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen, die zum Entwurf erfor-

derlich werden können, sind jedoch auch bestimmte landwirtschaftliche Flächen zum 

Ausgleich heranzuziehen. Diesbezüglich erfolgt nochmal ein Abstimmungsgespräch 

zwischen der Stadt Kirchhain, dem Planungsbüro, dem Gutachter für das faunistische 

Gutachten sowie der Unteren Naturschutzbehörde.  

 

zu 28.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 

 

Fachbereich Ordnung und Verkehr, Fachdienst Straßenverkehrswesen: 

 
zu 29.: Der Hinweis und die Zustimmung zur Planung werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

 

zu 30.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

Fachbereich Mobilität und Verkehrsinfrastruktur (MoVe): 

 
zu 31.: Der Hinweis und die Zustimmung zur Planung werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

 

Wirtschaftsförderungsgesellschaft Marburg- Biedenkopf mbH (WFG) 

 
zu 32.: Der Hinweis und die Zustimmung zur Planung werden zur Kenntnis ge-
nommen. 
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Kreisbauernverband (29.05.2024) 

 

 

Beschlussempfehlungen 

 

 

zu 1.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen, können jedoch im vorlie-

genden Planungsprozess nicht beachtet werden. 

Begründung:  

Aufgrund der bisherigen Vorgaben des Regionalplanes Mittelhessen 2010 sowie des 

genehmigten Flächennutzungsplanes sind die im vorliegenden Plangebiet des Bebau-

ungsplanes vorgesehenen Flächen als Vorranggebiet für Industrie und Gewerbe bzw. 

als geplante gewerbliche Bauflächen dargestellt. Im Zuge dieser beiden oben genann-

ten Planungsprozesse wurden bereits die Belange der Landwirtschaft berücksichtigt 

oder in die Abwägung zu Gunsten der Ausweisung von gewerblichen Flächen einge-

stellt. Da der vorliegende Bebauungsplan gemäß § 8 Abs. 2 aus dem wirksamen bzw. 

genehmigten Flächennutzungsplan zu entwickeln ist und gleichzeitig die Ziele der 

Raumordnung (hier Vorranggebiet Industrie und Gewerbe) zwingend zu beachten hat 

(§ 1 Abs.4 BauGB), hält die Stadt Kirchhain an der Ausweisung des vorliegenden Be-

bauungsplanes mit den zwei Bauabschnitten für eine gewerbliche Entwicklung fest. 

Die Begründung für die Aufstellung des Bebauungsplanes ist im Planerfordernis und 

in den städtebaulichen Zielvorgaben in der Begründung detailliert aufgeführt. Neben 

der Standortsicherung bereits bestehender angrenzender Gewerbebetriebe ist auch 

die Neuansiedlung eines größeren Betriebes im ersten Bauabschnitt geplant. Die Vor-

gaben des Baugesetzbuches (Alternativen bzw. Ausschöpfung von Innenbereichspo-

tenzialen) werden auch zum Entwurf vertiefend begründet und weitere Ausführungen 

zu dieser Thematik mit aufgenommen. Gleichzeitig ist die Stadt Kirchhain bestrebt für 

die betroffenen Landwirte entsprechende Ersatzflächen durch Tausch zur Verfügung 

zu stellen. 

Für den erforderlichen naturschutzrechtlichen Ausgleich sollen keine landwirtschaftli-

chen Nutzflächen in Anspruch genommen werden. Hier wird die Stadt Kirchhain Öko-

punkte der Forstämter in Biedenkopf, Kirchhain und Burgwald in Anspruch nehmen, 

so dass landwirtschaftliche Flächen durch Versiegelung und Inanspruchnahme nicht 

weiter beansprucht werden. Für den erforderlichen artenschutzrechtlichen Ausgleich 

erarbeitet die Stadt Kirchhain derzeit ein Artenschutzkonzept. 
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Zu der genauen Flächenverfügbarkeit und zu den Maßnahmen können zum jetzigen 

Planungszeitpunkt noch keine Aussagen getroffen werden. 

 

 

zu 2.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, die Stadt Kirchhain wird sich 

im weiteren Planungsprozess mit dem Eingriff in die örtliche Agrarstruktur in 

der Gemarkung Kirchhain auseinandersetzen.  

 

 

zu 3.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Aufgrund der Größe des Plangebietes und der Eingriffs- Ausgleichsbilanzierung nach 

der Kompensationsverordnung von Hessen ist neben der Umweltprüfung auch ein bo-

denschutzrechtliches Gutachten erforderlich, sodass auch im Rahmen des weiteren 

Planungsprozesses für die Inanspruchnahme der Böden ein bodenschutzrechtlicher 

Ausgleich erfolgt. Hierzu wird auf das künftige Bodenschutzgutachten verwiesen. 

 

 

zu 4.: Die Anregungen und Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

Die Stadt Kirchhain wird sich mit dem Belang Landwirtschaft noch einmal intensiv aus-

einandersetzen und das Gespräch mit den betroffenen Landwirten und der Agrarver-

waltung suchen, um entsprechende Lösungsvorschläge in diesem Planungsprozess 

zu unterbreiten. 

 

 

zu 5.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Wie bereits oben beschrieben (zu 1.) werden die naturschutzrechtlichen Ausgleichs-

maßnahmen durch Zuordnung von Ökokontomaßnahmen der oben genannten Forst-

ämter ausgeglichen, sodass hier keine weitere Inanspruchnahme von landwirtschaft-

lichen Nutzflächen erforderlich ist. 

 

Zudem soll die Entwicklung des Plangebietes bedarfsgerecht und abschnittsweise er-

folgen, sodass die Inanspruchnahme der landwirtschaftlichen Nutzfläche mit der 

Rechtskraft des Planes nicht sofort im vollem Umfang erfolgt, sondern zeitlich versetzt 

erfolgt. 
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Landesamt für Denkmalpflege in Hessen (29.05.2024) 

 

 

Beschlussempfehlung 

 

 

Zu 1.: Der Hinweis auf die mögliche Beeinträchtigung der landschaftsprägen-

den, historischen Silhouetten und Ansichten des kulturhistorisch bedeutsamen 

Bergkegels der Amöneburg wird durch eine Visualisierung der vorliegenden 

Planung vertiefend untersucht und zum Entwurf weitere Aussagen in der Be-

gründung aufgeführt.  
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PLEdoc GmbH (15.04.2024) 

 

 

Beschlussempfehlungen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 2.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Im Rahmen der Entwurfsoffenlage gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 BauGB 

wird die PLEdoc erneut am Verfahren beteiligt, in der dann auch die erforderlichen 

Ausgleichs- und Kompensationsmaßnahmen dargestellt sind.  

 

 

zu 3.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

  

 

 

 



 Auswertung der Stellungnahmen aus dem Verfahren § 3 Abs.1 und § 4 Abs.1 BauGB 

Bebauungsplan „Gewerbegebiet Rußweg II“ in der Kernstadt     Seite 44 

 

 

 

 

 

 

 

1 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

TenneT TSO GmbH (08.05.2024) 

 

 

Beschlussempfehlungen 

 

 

 

zu 1.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Die entsprechende Stellungnahme wird nachfolgend in die Auswertung der Stellung-

nahmen eingestellt. 
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TenneT TSO GmbH (19.03.2024) 

 

 

Beschlussempfehlungen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1.: Der Hinweis zur 380/110-kV-Hochspannungsfreileitung wird zur Kenntnis 

genommen und gemäß § 9 Abs.6 BauGB nachrichtlich übernommen und auf der 

Plankarte aufgeführt bzw. in der Begründung ergänzt.  

Die Hinweise sind auf den nachfolgenden Planungsebenen (Bauantrag, Bauausfüh-

rung, Erschließungsplanung, etc.) zu beachten. 

 

 

zu 2.: Der Hinweis auf die Schutzzonen beiderseits der Leitungsachse wird ge-

mäß § 9 Abs.6 BauGB nachrichtlich übernommen und in der Plankarte darge-

stellt. Zusätzlich erfolgen entsprechende Hinweise in den textlichen Festsetzun-

gen und in der Begründung des Bebauungsplanes, die dann im Rahmen der 

nachfolgenden Bauantragsverfahren und Bauausführung zwingend zu beachten 

sind. 

 

 

zu 3.: Der Hinweis auf die Schutzzonen beiderseits der Leitungsachse wird ge-

mäß § 9 Abs.6 BauGB nachrichtlich übernommen und in der Plankarte darge-

stellt. Zusätzlich erfolgen entsprechende Hinweise in den textlichen Festsetzun-

gen und in der Begründung des Bebauungsplanes, die dann im Rahmen der 

nachfolgenden Bauantragsverfahren und Bauausführung zwingend zu beachten 

sind. 
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zu 4.: Die nachfolgenden Hinweise auf die Rahmenbedingungen einer Bebauung 

im Zuge oder im Bereich der genannten Schutzzonen zu den Höchstspannungs-

freileitungen werden gemäß § 9 Abs.6 BauGB sowohl eingeschränkt auf der 

Plankarte sowie vollständig in der Begründung zum Bebauungsplan aufgeführt.  

Die vorgegebenen Abstände und Bauhöhen werden ebenfalls in der vorliegen-

den Bauleitplanung zum Entwurf berücksichtigt.  
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zu 5.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung ergänzt.  

Die Hinweise sind auf den nachfolgenden Planungsebenen (Bauantrag, Bauausfüh-

rung, Erschließungsplanung, etc.) zu beachten. 

 

zu 6.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in den textlichen Festset-

zungen und in der Begründung zum Bebauungsplan aufgeführt. 

Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf, 

da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise sich auf die nachfolgenden Planungs-

ebenen (Bauantragsverfahren, Bauausführung, Erschließungsplanung, etc.) bezie-

hen. 

 

zu 7.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung zum 

Bebauungsplan aufgeführt. 

Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf, 

da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise sich auf die nachfolgenden Planungs-

ebenen (Bauantragsverfahren, Bauausführung, Erschließungsplanung, etc.) bezie-

hen. 

 

zu 8.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung zum 

Bebauungsplan aufgeführt. 

Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf, 

da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise sich auf die nachfolgenden Planungs-

ebenen (Bauantragsverfahren, Bauausführung, Erschließungsplanung, etc.) bezie-

hen. 

 

zu 9.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung zum 

Bebauungsplan aufgeführt. 

Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf, 

da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise sich auf die nachfolgenden Planungs-

ebenen (Bauantragsverfahren, Bauausführung, Erschließungsplanung, etc.) bezie-

hen. 

 

zu 10.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Die Stadt Kirchhain hat weitere Netzbetreiber bei der Planung beteiligt und die vorlie-

genden Stellungnahmen in die Auswertung mit eingestellt. 
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Die der Stellungnahme beigefügten Anlagen mit der Lage der Leitungen werden 

nicht in die vorliegende Auswertung eingestellt, jedoch bei der weiteren Planung 

(Entwurfsoffenlage) berücksichtigt. 
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Regierungspräsidium Darmstadt (02.05.2024) 

 

 

Beschlussempfehlungen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung zum 

Bebauungsplan aufgeführt. 

Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf, 

da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise sich auf die nachfolgenden Planungs-

ebenen (Bauantragsverfahren, Bauausführung, Erschließungsplanung, etc.) bezie-

hen. 

 

 

zu 2.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung zum 

Bebauungsplan aufgeführt. 

Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf, 

da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise sich auf die nachfolgenden Planungs-

ebenen (Bauantragsverfahren, Bauausführung, Erschließungsplanung, etc.) bezie-

hen. 

 

 

zu 3.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung zum 

Bebauungsplan aufgeführt. 

Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf, 

da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise sich auf die nachfolgenden Planungs-

ebenen (Bauantragsverfahren, Bauausführung, Erschließungsplanung, etc.) bezie-

hen. 
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Regierungspräsidium Gießen (03.06.2024) 

 

 

Beschlussempfehlungen 

 

 

Obere Landesplanungsbehörde 

 

zu 1.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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zu 2.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

 

Die Stadt beabsichtigt das Planverfahren vor dem 2.Quartal 2025 zur Rechtskraft zu 

bringen. 

 

 

zu 3.: Die Hinweise werden zustimmend zur Kenntnis genommen. 

 

 

zu 4.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und bei der vorliegenden 

Planung wie folgt beachtet: 

 

• Die Strecke der Ohmtalbahn verläuft südlich des Plangebietes in einem Ab-

stand von 130m bis 200m. Der raumordnerisch vorgesehenen Güterverlade-

punkt wird durch die Planung nicht beeinträchtigt, sondern kann von den 

künftigen Firmen genutzt werden.  

• Die mögliche Fernwirkung des Gebietes auf eine landschaftsbestimmende 

Gesamtanlage (hier Amöneburg) wird durch eine Visualisierung überprüft 

und bewertet. 

• Die Betreiber der Höchstspannungsleitungen wurden bereits kontaktiert und 

die Schutzabstände und Bedingungen für die Bebauung und Nutzung der 

Flächen unter den Leitungen wird aktuell abgestimmt.  

 

 

zu 5.: Der Hinweis wird zustimmend zur Kenntnis genommen. 

 

 

zu 6.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die bestehenden und bau-

planungsrechtlich ausgewiesenen Gewerbegebiete werden auf mögliche Frei-

flächen und Innenbereichspotentiale hin überprüft. 
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zu 7.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

zu 8.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Die Stadt Kirchhain wird in einem Abstimmungsgespräch mit der Oberen Lan-

desplanungsbehörde die Thematik des endogenen und exogenen Bedarf erör-

tern. In diesem Zusammenhang wird auch das interkommunale Entwicklungserforder-

nis bei der Gewerbeflächenentwicklung angesprochen.   
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zu 9.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Verwiesen wird auf die 

Ausführungen unter zu 6. und zu 8. 

 

 

zu 10.: Der Hinweis wird zustimmend zur Kenntnis genommen. 

 

 

zu 11.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Verwiesen wird auf die 

Ausführungen unter zu 8. 

 

 

zu 12.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und bei der vorliegenden 

Planung wie folgt beachtet: 

 

• Die mögliche Fernwirkung des Gebietes auf eine landschaftsbestimmende 

Gesamtanlage (hier Amöneburg) wird durch eine Visualisierung überprüft 

und die Höhenentwicklung im Gebiet bewertet. 
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zu 13.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und bei der vorliegenden 

Planung wie folgt beachtet: 

 

• Die Höhenentwicklung der Gebäude ist v.a. abhängig von den Vorgaben der 

Leitungsbetreiber der Hochspannungsfreileitungen. Auch die abschließende 

Höhe der Straßenachsen, der Ver- und Entsorgungsleitungen und die Schaf-

fung von Betriebsflächen, die aufgrund der leichten Hanglage terrassenför-

mig ausfallen können, werden sich maßgeblich auf die Höhenfestsetzung 

auswirken.  

• Die mögliche Fernwirkung des Gebietes auf eine landschaftsbestimmende 

Gesamtanlage (hier Amöneburg) wird durch eine Visualisierung überprüft 

und bewertet und kann sich ebenfalls auf die Höhenentwicklung der Gebäude 

auswirken. 

 

Zum Entwurf wird die Höhenfestsetzung anhand der o.g. Parameter festgesetzt und 

vertiefend begründet. 

 

 

zu 14.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und bei der vorliegenden 

Planung wie folgt beachtet: 

 

• Die Strecke der Ohmtalbahn verläuft südlich des Plangebietes in einem Ab-

stand von 130m bis 200m, angrenzend zum Bebauungsplan „Rußweg I“. Hier 

besteht zwischen der Bahnstrecke und der Alsfelder Straße nur ein sehr ein-

geschränktes Flächenpotential für eine Verladestation. Die Gleisachse 

müsste südlich des Bebauungsplanes „Rußweg I“ nach Norden in das Plan-

gebiet hingeführt werden. Hierzu bedarf es einer Machbarkeitsstudie sowie, 

bei positiver Beurteilung durch die Studie, eines langjährigen Planfeststel-

lungsverfahrens für den neuen Schienenabschnitt. 

 

Die Stadt Kirchhain wird in einem Abstimmungsgespräch mit der Oberen Lan-

desplanungsbehörde die Thematik des Güterverladepunktes erörtern.   
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zu 15.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen, verwiesen wird auf die 

Punkte zu 1 bis zu 14. 

 

 

zu 16.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Stadt vereinbart ein Ab-

stimmungsgespräch mit der Oberen Landesplanungsbehörde. 

 

 

Grundwasser, Wasserversorgung 

 

zu 1.: Der Hinweis auf die Zone IIIA des TWS wird zur Kenntnis genommen und 

gemäß § 9 Abs.6 BauGB nachrichtlich übernommen und auf der Plankarte auf-

geführt bzw. in der Begründung ergänzt.  

Die Ge- und Verbote sind zu beachten. Eine Überprüfung dieser erfolgt bereits 

auf Ebene der Planung der Infrastruktur in Verbindung mit der Möglichkeit auf 

Überprüfung der Versickerung von Niederschlagswasser im Plangebiet. 

Die Hinweise sind auch auf den nachfolgenden Planungsebenen (Bauantrag, Bauaus-

führung, Erschließungsplanung, etc.) zu beachten.  

 

 

zu 2.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und in der Begründung auf-

geführt.  

Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf, 

da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise sich auf die nachfolgenden Planungs-

ebenen (Bauantragsverfahren, Bauausführung, Erschließungsplanung, etc.) bezie-

hen. 
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Oberirdische Gewässer, Hochwasserschutz 

 

zu 1.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

zu 2: Der Hinweis auf den Gewässerrandstreifen zum westlich verlaufenden Ge-

wässer III. Ordnung wird zur Kenntnis genommen und ist bei der Planung bereits 

berücksichtigt.  

Es werden keine Baugebiete in den Gewässerrandstreifen hinein geplant, zum Teil 

sogar als Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 

Boden, Natur und Landschaft ausgewiesen. Die bestehenden Feldwege sind in die 

Planung übernommen worden und werden nur zum Teil für die Erschließungsachsen 

verbreitert. Die Gewässerparzelle 140/1 ist über den angrenzenden Bebauungsplan 

weiterhin erfasst und gesichert. 

 

 

zu 3.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und im weiteren Planprozess 

geprüft. 

Die im Plangebiet vorhandenen Entwässerungsgräben sollen in Ihrer Funktion im 

Grundsatz erhalten bleiben, müssen jedoch aufgrund der erforderlichen Bodenord-

nung, Umlegung und des Flächenneuzuschnittes im Gewerbegebiet verlegt werden. 

Für das Plangebiet wird ein Entwässerungsplan erstellt. Sofern machbar, werden die 

künftigen Entwässerungsgräben als Ausgleichsflächen dargestellt und mit Entwick-

lungsvorschlägen des Umweltberichtes belegt. 

 

 

zu 4.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

Kommunales Abwasser, Gewässergüte 

 

zu 1.: Die aufgeführten Punkte werden im Zuge der Infrastrukturplanung (durch 

das Büro HS Ingenieure), die parallel zum Bauleitplanverfahren durchgeführt 

wird, abgearbeitet und mit der Oberen Wasserbehörde abgestimmt. Im Zuge des 

Abstimmungsgespräches werden auch die weiteren aufgeführten Themen  
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(u.a. SMUSI-Planung, Versickerung von Niederschlagswasser, Abwasserthema-

tik, Entwässerungsbauwerke, etc.) behandelt.  

 

Die Ergebnisse werden dann, sofern die Ebene der verbindlichen Bauleitplanung be-

treffend, im Bebauungsplan berücksichtigt. 
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zu 2.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 

und wurde bereits in der Begründung berücksichtigt. Die Begründung wird dann um 

die Ergebnisse des Abstimmungsgespräches ergänzt. 

 

 

zu 3.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung aufge-

führt. 

 

 

Industrielles Abwasser, wassergefährdende Stoffe, Grundwasserschadensfälle, Alt-

lasten, Bodenschutz 

 

zu 1.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

Kommunale Abfallentsorgung, Abfallentsorgungsanlagen 

 

zu 1.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung mit auf-

genommen. 

 

 

zu 2.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Die Stadt Kirchhain wird Kontakt zur Firma aufnehmen.  

 

 

zu 3.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und in der Begründung mit 

aufgenommen. 

Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf, 

da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise sich auf die nachfolgenden Planungs-

ebenen (Bauantragsverfahren, Bauausführung, Erschließungsplanung, etc.) bezie-

hen. 
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Immissionsschutz 

 

zu 1.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und in der Begründung und 

Plankarte behandelt. Die Stadt Kirchhain wird sich mit der Thematik der elektro-

magnetischen Felder auseinandersetzen.  

 

 

Bergaufsicht 

 

zu 1.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und unter den Hinweisen 

auf der Plankarte und in der Begründung mit aufgenommen.  

Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf, 

da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise sich auf die nachfolgenden Planungs-

ebenen (Bauantragsverfahren, Bauausführung, Erschließungsplanung, etc.) bezie-

hen. 
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zu 2.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und unter den Hinweisen 

auf der Plankarte und in der Begründung mit aufgenommen.  

Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf, 

da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise sich auf die nachfolgenden Planungs-

ebenen (Bauantragsverfahren, Bauausführung, Erschließungsplanung, etc.) bezie-

hen. 

 

 

Landwirtschaft 

 

zu 1.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

 

 

zu 2.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Für den erforderlichen naturschutzrechtlichen Ausgleich sollen keine landwirtschaftli-

chen Nutzflächen in Anspruch genommen werden. Hier wird die Stadt Kirchhain Öko-

punkte der Forstämter in Biedenkopf, Kirchhain und Burgwald in Anspruch nehmen, 

so dass landwirtschaftliche Flächen für Kompensationsmaßnahmen und somit für eine 

eingeschränkte lw. Nutzung nicht weiter beansprucht werden. Für den erforderlichen 

artenschutzrechtlichen Ausgleich erarbeitet die Stadt Kirchhain derzeit ein Arten-

schutzkonzept. Zu den Maßnahmen und der erforderlichen Flächenverfügbarkeit kön-

nen zum jetzigen Planungszeitpunkt noch keine Aussagen getroffen werden. 

 

Obere Naturschutzbehörde 

 

zu 1.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

 

 

zu 2.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Die Stellungnahme der Unteren Naturschutzbehörde ist in der vorliegenden Auswer-

tung berücksichtigt. 

 

Obere Forstbehörde 

 

zu 1.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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Vodafone West GmbH (28.05.2024) 

 

 

Beschlussempfehlungen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1.: Der Hinweis und die Zustimmung zur Planung werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

 

 

zu 2.: Der Hinweis auf die Telekommunikationsleitungen wird zur Kenntnis ge-

nommen und gemäß § 9 Abs.6 BauGB nachrichtlich übernommen und auf der 

Plankarte bzw. in den textlichen Festsetzungen sowie in der Begründung zum 

Bebauungsplan aufgeführt. 

Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf, 

da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise sich auf die nachfolgenden Planungs-

ebenen (Bauantragsverfahren, Bauausführung, Erschließungsplanung, etc.) bezie-

hen. 

 

 

zu 3.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung zum 
Bebauungsplan aufgeführt. 

 

 
zu 4.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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Wasserverband Lahn-Ohm (29.05.2024) 

 

 

Beschlussempfehlungen 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 2.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 

 

 

zu 3.: Der Hinweis und die Zustimmung zur Planung werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

 

 

 

zu 4.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Der Wasserverband wird im Rahmen der weiteren Entwurfsoffenlage beteiligt, zumal 

externe Ausgleichsflächen mit in die Planung aufgenommen werden. 
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ZMW (29.05.2024) 

 

 

Beschlussempfehlungen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

zu 1.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 

 

zu 2.: Der Hinweis auf die Zone IIIA des TWS wird zur Kenntnis genommen und 

gemäß § 9 Abs.6 BauGB nachrichtlich übernommen und auf der Plankarte auf-

geführt bzw. in der Begründung ergänzt.  

Die Hinweise sind auf den nachfolgenden Planungsebenen (Bauantrag, Bauausfüh-

rung, Erschließungsplanung, etc.) zu beachten. 
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zu 2a.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die HLNUG wurde im Verfahren beteiligt, hat aber keine Stellungnahmen abgegeben. 

 

zu 3.: Die Hinweise auf die Infrastrukturleitungen und Einrichtungen werden zur 

Kenntnis genommen und gemäß § 9 Abs.6 BauGB nachrichtlich übernommen 

und auf der Plankarte aufgeführt bzw. in der Begründung ergänzt.  

Die Hinweise sind auf den nachfolgenden Planungsebenen (Bauantrag, Bauausfüh-

rung, Erschließungsplanung, etc.) zu beachten. 

Zudem findet ein Abstimmungsgespräch zwischen der Stadt, dem Planungsbüro und 

dem ZMW statt, um die weiteren Details de Belange des ZMW´s zu erörtern.  

 

zu 3a.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung auf-

geführt. 
 

zu 3b.: Die Hinweise zur Trinkwasserhauptleitung werden zur Kenntnis genom-

men und gemäß § 9 Abs.6 BauGB nachrichtlich übernommen und auf der Plan-

karte aufgeführt bzw. in der Begründung ergänzt.  

Die Hinweise sind auf den nachfolgenden Planungsebenen (Bauantrag, Bauausfüh-

rung, Erschließungsplanung, etc.) zu beachten. 

Zudem findet ein Abstimmungsgespräch zwischen der Stadt, dem Planungsbüro und 

dem ZMW statt, um die weiteren Details der Belange des ZMW´s zu erörtern. 

 

zu 4.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und in den textlichen Fest-

setzungen und in der Begründung zum Bebauungsplan aufgeführt. 

Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf, 

da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise sich auf die nachfolgenden Planungs-

ebenen (Bauantragsverfahren, Bauausführung, Erschließungsplanung, etc.) bezie-

hen. 

 

zu 5.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung zum 
Bebauungsplan aufgeführt sowie an das zuständige Büro für Infrastrukturpla-
nung (HS-Ingenieure) weitergegeben. 
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zu 6.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung aufge-

führt.  

Die Hinweise sind auf den nachfolgenden Planungsebenen (Bodenordnung, Umle-

gung, Grundbucheintrag, etc.) zu beachten. 

 

 
zu 7.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung zum 

Bebauungsplan aufgeführt sowie an das zuständige Büro für Infrastrukturpla-

nung (HS-Ingenieure) weitergegeben. 
 

 

 

zu 8.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung zum 
Bebauungsplan aufgeführt sowie an das zuständige Büro für Infrastrukturpla-
nung (HS-Ingenieure) weitergegeben. 
 

 

 

 

 

 

Die der Stellungnahme beigefügten Anlagen werden nicht in die vorliegende 

Auswertung eingestellt, jedoch bei der weiteren Planung (Entwurfsoffenlage) 

berücksichtigt.  
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Bürger 1 (28.05.2024) 

 

 

Beschlussempfehlungen 

 

 

zu 1.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und die Agrarstruktur in der 

Gemarkung im weiteren Planungsprozess intensiv von der Stadt geprüft. Aber 

auch die Belange der Wirtschaft und des Naturschutzes werden in diesen Prüf-

prozess mit einbezogen. 

Anmerkung:  

Aufgrund der bisherigen Vorgaben des Regionalplanes Mittelhessen 2010 sowie des 

genehmigten Flächennutzungsplanes sind die im vorliegenden Plangebiet des Bebau-

ungsplanes vorgesehenen Flächen als Vorranggebiet für Industrie und Gewerbe bzw. 

als geplante gewerbliche Bauflächen dargestellt. Im Zuge dieser beiden oben genann-

ten Planungsprozesse wurden bereits die Belange der Landwirtschaft bewertet und in 

die Abwägung zu Gunsten der Ausweisung von gewerblichen Flächen eingestellt. Da 

der vorliegende Bebauungsplan gemäß § 8 Abs. 2 BauGB aus dem wirksamen (ge-

nehmigten) Flächennutzungsplan zu entwickeln ist und gleichzeitig die Ziele der 

Raumordnung (hier Vorranggebiet Industrie und Gewerbe) zwingend zu beachten hat 

(§ 1 Abs.4 BauGB), hält die Stadt Kirchhain an der Ausweisung des vorliegenden Be-

bauungsplanes mit den zwei Bauabschnitten für eine gewerbliche Entwicklung fest. 

Die Begründung für die Aufstellung des Bebauungsplanes ist im Planerfordernis und 

in den städtebaulichen Zielvorgaben in der Begründung detailliert aufgeführt. Neben 

der Standortsicherung bereits bestehender angrenzender Gewerbebetriebe (u.a. Fa. 

Wagner Solar und Fa. Geisler Infra) ist auch die Neuansiedlung eines größeren Be-

triebes im ersten Bauabschnitt geplant. Die Vorgaben des Baugesetzbuches (Alterna-

tiven bzw. Ausschöpfung von Innenbereichspotenzialen) werden zum Entwurf vertie-

fend begründet und weitere Ausführungen zu dieser Thematik mit aufgenommen. 

Gleichzeitig ist die Stadt Kirchhain bestrebt, für die betroffenen Landwirte entspre-

chende Ersatzflächen (z.B. durch Tausch mit städtischen Flächen) zur Verfügung zu 

stellen. Hierzu werden weitere Abstimmungsgespräche mit dem Amt für Bodenma-

nagement, der Agrarverwaltung, den betroffenen Landwirten und der Stadt stattfinden. 

Die Stadt Kirchhain wird sich im weiteren Planungsprozess mit dem Eingriff in die ört-

liche Agrarstruktur in der Gemarkung Kirchhain auseinandersetzen.  
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Für den erforderlichen naturschutzrechtlichen Ausgleich sollen keine landwirtschaftli-

chen Nutzflächen in Anspruch genommen werden. Hier wird die Stadt Kirchhain Öko-

punkte der Forstämter in Biedenkopf, Kirchhain und Burgwald in Anspruch nehmen, 

so dass landwirtschaftliche Flächen für Kompensationsmaßnahmen und somit für eine 

eingeschränkte lw. Nutzung nicht weiter beansprucht werden. Für den erforderlichen 

artenschutzrechtlichen Ausgleich erarbeitet die Stadt Kirchhain derzeit ein Arten-

schutzkonzept. Zu den Maßnahmen und der erforderlichen Flächenverfügbarkeit kön-

nen zum jetzigen Planungszeitpunkt noch keine Aussagen getroffen werden. 

 

Aufgrund der Größe des Plangebietes und der Eingriffs- Ausgleichsbilanzierung nach 

der Kompensationsverordnung von Hessen ist neben der Umweltprüfung auch ein bo-

denschutzrechtliches Gutachten erforderlich, sodass auch im Rahmen des weiteren 

Planungsprozesses für die Inanspruchnahme der Böden eine Kompensation erfolgt 

(monetär oder durch Maßnahmen wie z.B. Entsiegelung von Flächen). Hierzu wird auf 

das künftige Bodenschutzgutachten verwiesen. 

 

Die Stadt Kirchhain wird sich gemäß den o.a. Fakten mit den Belangen der Landwirt-

schaft noch einmal intensiv auseinandersetzen und das Gespräch mit den betroffenen 

Landwirten und der Agrarverwaltung suchen, um entsprechende Lösungsvorschläge 

in diesem Planungsprozess zu unterbreiten. 

 

Um den Eingriff in die Agrarstruktur zu minimieren, ist geplant, die Entwicklung des 

Plangebietes abschnittsweise vorzunehmen, sodass die Inanspruchnahme der land-

wirtschaftlichen Nutzflächen zeitlich versetzt erfolgen kann. 

 

 

zu 2.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Das vorliegende Plangebiet soll wie unter zu 1. beschrieben in zwei Bauabschnitten 

bedarfsgerecht entwickelt werden, insofern erfolgt zweitweise versetzt eine abschnitts-

weise Flächeninanspruchnahme. 

 

 

zu 3.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Die landwirtschaftlichen Wege im Plangebiet zu den angrenzenden landwirtschaftli-

chen Nutzflächen sollen erhalten bleiben. Bei der Gestaltung der künftigen Grundstü-

cke, die an landwirtschaftlichen Nutzflächen angrenzen, wird darauf geachtet, dass 

die ordnungsgemäße landwirtschaftliche Bewirtschaftung nicht beeinträchtigt wird.  

 

 



 Auswertung der Stellungnahmen aus dem Verfahren § 3 Abs.1 und § 4 Abs.1 BauGB 

Bebauungsplan „Gewerbegebiet Rußweg II“ in der Kernstadt     Seite 70 

 

 

 

 

 

Hierzu gehört die Beachtung des Abstandes von Einfriedungen zu lw. Nutzflächen, 

Abstandsregelungen von Baum- und Gehölzpflanzungen zu landwirtschaftlichen Nutz-

flächen sowie ausreichende Straßenbreiten im Plangebiet für das Durchfahren von 

landwirtschaftlichen Fahrzeugen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 




